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Eine hohe Aufgabe.
r Paris, 28. Januar. (WTVB.)Der Direktor des „Quotidien“ hatte eine d mit Mac
Donald, in der dieſer ſagte: Man wirft Frankreich die Ruhr
beſetzung vor, die nach unſerer Anſicht die Haupturſache unſerer
wirtſchaftlichen Notlage iſt, die heztte auf England laſtet. Man d
wirft Frankreich vor, daß es nicht genügend Rückſicht auf die
höheren Jntereſſen Europa genommen hat, und daß es gar keine
Kückſicht auf die beſonderen Intereſſen Englands nimmt. Außer
dem wird nach der allgemeinen Anſicht die moraliſche und finan-
gzielle Unterſtätzung, die Frankreich den kleinen Nationen für ihre
Vewaffnung angedeihen läßt, einen neuen Krieg unvermeidlich
machen. Frankreich entnervt unſer Volk, das ſich in aller Auf
richtigkeit fragt, ob es ſich nicht in die Notwendigkeit verſetzt ſieht,
ſeinerſeits militäriſche Vorbereitungen zu treffen
und neue Allianzen zu ſuchen. Er wolle nicht von der Be
unruhigung ſprechen, die die Geſchäftsleute und die Arbeiter an

eſichts gewiſſer größerer induſtrieller Kombinationen hätten, deren
eſtehen man ankündigte und die e en England gerichtet zu ſein

ſchienen. Er wolle auch nicht von Beunruhigung für die eigene
Sicherheit ſprechen, die von den Engländern angeſichts der un-
gehenren Luftrüſtungen Frankreichs empfunden werden, aber er
müſſe ſagen, d die beſten Geiſter beunruhigt und mißtrauiſch
ſeien. Es ſei die Aufgabe der jetzigen Regiernung, die fahren
abzuſchätzen, die der von ihm (Mae Donald) gekenngeichnete Zu
ſtand herbeiführen konnte. Seine perſönliche Ueberzeugung
aber ſei, daß im Grunde genommen das engliſche und das fran-
zöſiſche Volk Freundſchaft für einander empfänden. Deshalb
müſſe man ſich offen ausſprechen, wodurch man alle Mißverſtänd-
riſſe beſeitigen Iönne. Er glaube nicht, daß die Sachverſtän-
digenausſchüſſe in dem engen Rahmen, den man ihrer
Aktion gegeben, befriedigende Löſungen ſchaffen könnten.
Wir werden abwarten, bis die Ausſchüſſe ſelbſt größeren Spiel-
raum verlangen. Wenn ſich Meinungsverſchiedenheiten mit der
ſche Regierung ergeben würden, würde man mit ihr ver
andeln. Die ſlärkſten Rüſtungen Franfreichs würden niemals

genügen, die Sicherheit der franzöſiſchen Gebiete zu gewährleiſten.
Er wünſche, daß Frankreich aufhöre, das Vertrauen einzig und
allein auf die militäriſche Macht zu gründen, und daß es begreife,
wieviel größeren Schutz es im Völkerbund finden könne. Der Ein-
tritt Deutſchlands in dieſen würde für Frankreich im Oſten die
beſte Sicherheitsgarantie ſein. Wenn der angenblickliche Zuſtand
andauere, wird man, ehe zwanzig Jahre vergangen ſind, ſehen,
welche Art von Sicherheit die Ruhrbeſetzung Frankreich gegeben
hat. Wir müſſen an die Zukunft und an die Erhaltung des Welt-
friedens denken. Man könne nicht längere Zeit ungeſtraft eine
Nation in ihren Jntereſſen ſchädigen oder in ihrem Stolz er
niedrigen. Auf die Frage, ob Mac Donald der Anſicht ſei, daß die
deutſchen Demokraten aufrichtige Pazifiſten und auf-

Mac Donald warnt Frankreich.

Die Arbeiterpartei will den Aufſtieg der deutſchen Demokratie
zur Regierung erleichtern.

richtig geneigt ſeien, Reparationen zu zahlen, antwortete er, er
ſei deſſen ſicher. „Wir Arbeiter haben die Abſicht, eine aktive
Politik zu betreiben, die, ſoweit es in unſerer Kraft liegt, der
deutſchen Demokratie den Aufſtieg zur Regierung erleichtert.“ Eine
Politik, durch die man den deutſchen Reaktionären in die Hände
ſpiele, wire eine Torheit, die allen teuer zu ſtehen käme. Ueber
die ſeparatiſtiſche Bewegung im Rheinland und in der
Pfalz ſagte Mac Donald, ſeine Anſicht ſei ſehr einfach. Sie ſei
ie von ganz England. Wenn eine ſepargtiſtiſche Bewegung

ſpontan aufſteige, dann geht uns das gar nicht s an; aber wenn
eine ſolche von einer ausländiſchen Macht in Szene
geſetzt wird, dann ſind wir der Anſicht, daß der Friedensvertrag
von Verſailles verletzt iſt, und wir werden uns hier formell weigern,
dieſe ſeparatiſtiſche Regierung anzuerkennen, die mit dieſen Mitteln
eingeſetzt worden iſt.

Brüſſel, 28. Januar. (WTVB.)
Wie „Etoile Belge“ berichtet, hat Ramſay MacDo-nald geſtern mit dem belgiſchen Botſchafter eine Unter

redung gehabt, die anſcheinend die engliſche Politik gegenüber den
Alliierten zum Gegenſtand hatte. Geſtern am ſpäten Nachmittag
ſei ein Bericht über dieſe Unterredung in Brüſſel eingetroffen, und
er ſei zeitlich mit dem Beſchluß des belgiſchen Miniſters zuſammen
gefallen, fich nach Paris zu begeben.

Poincaré und Jalpar.
Eine Unterredung üder Reparationsproblem, engſſſche

Arbdeiterregierung ung Separatiſtenbewegung.

Paris, 28. Januar. (WTB.)
Zu der geſtrigen Unterredung zwiſchen Poincaré und dem

belgiſchen Außenminiſter Jaſ par war von amtlicher Seite keine
Mitteilung gemacht worden. Havas bemerkt nur, daß ſich die Be
ſprechung hauptſächlich um das Reparationsproblem ge-
dreht habe. Der Ertrag der Pfänder ſei im einzelnen ge
prüft worden. Ferner ſeien die Folgen der Bildung einer Arbeiter
regierung in England erörtert worden. Es ſcheine nicht, daß im
Augenblick eine Neuorientierung der britiſchen Außenpolitik zu
erwarten ſei. (S. oben. D. Red.) Jaſpar wolle alles mögliche
verſuchen, um eine Neberbrückung der franzöſiſch-engliſchen Gegen
ſätze herbeizuführen. Schließlich ſei die Lage in der Pfal z be
ſprochen worden. Man ſcheine in Paris nicht mehr darauf zu
beſtehen, die Verordnungen der Separatiſtenregierung an-
zuerkennen. (1) Man werde ſich aber weigern diejenigen aus
gewieſenen Beamten, die ſich feindſelig gegen die Beſatzungsbehörde
(Muß heißen gegen die Separatiſten. D. Red.) verhalten hätten,
wieder in ihre Aemter einzuſetzen. (1) Wenn auch in der Unter-
redung eine endqültige Entſcheidung nicht getroffen worden ſei,
ſo wiſſe man doch. daß man franzöſiſcherſeits der Anſicht zuſtimme,
die re ertreter der belgiſchen Regierung bei der Beſprechung
entwickelte.

„JWWVWVWW V J -]dcdddDie Verteidiger zur Beſchuldigung des
Genoſſen Hermann.

Die Verteidiger des inzwiſchen aus der Haft entlaſſenen thüringi
chen Jnnenminiſters Hermann übermitteln uns über den Tat
ſtand folgende Erklärung:
„Am 2. Januar 1924 iſt der Jnnenminiſter Thüringens. Karl

Hermann in Weimar, als er von Eiſenach ins Miniſterium
zurückkehrte, am Bahnhef vorläufig feſtgenommen worden.
wurde zunächſt durch zwei Kriminalbeamte Miniſter

rmann wäre freiwillig alsbald jeder Ladung gefolgt) dem
taatsanwalt vorgeführt, der ihn, zum Teil in Gegenwart des

Heeresanwalts, der ſich an der Vernehmung des Miniſters be
teiligte zunächſt vernahm. J der Beſchuldigung waren
mehrere Fälle, in denen ſich der Miniſter der Fälſchung von Amts
urkunden ſchuldig gemacht haben ſoll, indem er Anſtellungsbeſchlüſſe
mit einem früheren Datum verſehen haben ſoll als dem Tage, an
dem er die Unterſchrift unter den e n eähn in den. Akten
D. Die Anſtellungsurkunden ſind ſodann in Reinſchrift mit dem
Datum hinnusgegeben worden, unter dem der Anſtellungsbeſchluß
in den Perſonalakten des betreffenden Beamten vom Miniſter ge
zeichnet war.

Die Fälle, in denen ſo verfahren wurde, werden als Ur
kundenfälſchung, begangen im Amt, ausgelegt, dazu
noch als zum Vorteil des betreffenden Beamten Verbrechen gegen

348, 349 StGB.) Auch Aktenbeſeitigung wird dem
iniſter e zum Vorwurf gemacht, indem er Beſchwerde

ſchriften üker einen Beamten nicht zu deſſen Perſonalakten, ſondern
ſeitegebracht haben ſoll.

Miniſter Hermann hat von vornherein erklärt. baß er niemals
eine falſche Beurkundung vorgenommen habe, geſchweige denn ab
ſichtlich zum Vorteil eines Dritten, oder Akten, in der Abſicht, ſie
abhanden zu bringen, beſeitigt habe; er erklärt, daß er ſich weder
einer parlamentariſchen oder ſtrafrechtlichen Ver
ren entziehen wird. Er hat die Ernennungen ſeiner zu
ſtändigen Beamten in ublicher Weiſe ausgeſprochen und die ſchrift
liche aktenmäßige Niederlegung dieſer miniſteriellen Verfügung
durch den zuſtändigen Miniſterialbeamten iſt niemals früher
datiert worden, als die Anweiſung zur ſchriftlichen Fixierung vom
Miniſter mündlich ſeinem Beamten gegeben warDie angeblich deiſeitegeſchafften Veſchtwerdeſchriften über einen

Beamten der Landespolizei hat der Miniſter aus wohlerwogenen
Gründen in ausdrücklicher Uebereinſtimmung mit den diesbezüg-
lichen Sachreferenten und auf deſſen Vorſchlag nicht zum Beſtand
teil der Perſonalckten des Beamten gemacht, ſondern geſondert
verwahrt.

Auf Grund dieſer Beſchuldigungen wurde Miniſter Hermann
verhaftet und in Unterſuchungshaft wegen Verdunkelungsgefahr
und Fluchtverdachts genommen. Die Verteidigung hat den Stand-
punkt ſtets vertreten, daß dieſe beiden Gründe der Verhaftung bei
Miniſter Hermann nicht gerechtfertigt ſind, genau ſo wie ſie über-

Er Zeugt iſt, daß eine ſtrafbare Handlung des Miniſters Hermann
nicht vorliegt. Der bisherige Gan n der Unterſuchung hat die Un-
möglichkeit der Aufrechterhaltung der Haft ergeben und der weitere
Fortgang des Verfahrens dürfte zu keinem anderen Ergebnis
führen als zu der Hinfälligkeit der gegen Miniſter Hermann er-
hobenen Beſchuldigungen.“

Dſe Urſache des franzöſiſch-tchechiſchen
Bündniſſes.

Tudendorff als intellektueller Urheber.
Der ſetzt veröffentlichte Wortlaut des franzöſiſch-tſchechiſchen

Vertrages beſtätigt, daß es ſich in erſter Linie un ein Sicher-
heitsbündnis handelt, das hervorgerufen worden iſt durch
die monarchiſtiſche Propaganda in Deutſchland und den
Ende des vergangenen Jahres drohenden Umſturz Herr Luden-
dorff darf den Ruhm für ſich in Anſpruch nehmen, dank ſeines
Novemberputſches, überhaupt ſeiner unheilvollen Tätigkeit in den
letzten Jahren als einer der intellektuellen Urheber des Bündniſſes
zu gelten. Im Punkt 5 des Vertrages verpflichten ſich Frankreich
und die Tſchechoflowakei, im Falle einer Einſetzung der Hoben

o l lern- Dynaſtie (1) in Deutſchland über die notwendigen
Vorrehrungen zur Wiederherſtellung der alten Verhältniſſe eine
Verſtändigung zu ege Das bedeutet eine Einmiſchung in die
inneren Angelegenheiten des Deutſchen Reiches die wir uns als
Sozialdemokraten ſchon deshalb entſchieden verbitten müſſen weil
s Poincare ſelbſt mit Unterſtützung unſerer Weſtarps und
udendorffs jene geiſtige Verfaſſung in Deutſchland kerror-geruſen hat, die er eht ü chtet und deren Auswirkung er glauble

nur durch einen ſndiior-trag mit der Tſchechoſlowakei ver-
hindern zu können.

Publiziſten-Mache.
Von Kurt Kittei.

Seit Jahr und Tag iſt Herr Dr Richard Bahr, ein „bes
geiſterter Schmollerſchüler“, wie er ſich ſelbſt einmal nannte, tag
täglich in ſeiner Eigenſchaft als Publiziſt bemüht, der Sozialdemo-
kratie etwas am Zeuge zu flicken. Herr Richard Bahr iſt Berliner
Vertreter eines Teils jener nach amerikaniſchem Muſter auf-
gezogenen Generalanzeigerpreſſe, der nicht das kulturelle Moment
im Zeitungsweſen, ſondern das Geldverdienen die Hauptſache iſt,
jener Preſſe, die nach der bekannten Deviſe „Für Mutter und
Sohn“ aufgezogen, ihr Hauptaugenmerk auf die romanbegeiſterte
Mama und das ſport- und radiobegeiſterte Söhnchen lenkt und
dieſe Begeiſterung mit Leichtigkeit zu befriedigen vermag. „Auf
den politiſchen Teil legen wir abſolut keinen Wert“, erklärte mir
einmal ein ſolcher Zeitungemann, „wer ſich mit Politik beſchäftigt.
mag andere Blätter leſen!“ Sehr gut ſo; nur hat dieſe aufrichtig
Anſchauung das Häkchen, daß die Generalanzeigerpreſſe mit ihrem
von ihr alſo ſelbſt als ſchlecht anerkannten politiſchen Teil das
tägliche geiſtige Brot ſo manchen kleinen Mannes iſt, und wer ſich
jemals mit Fragen wie der der öffentlichen Meinung beſchäftigt
hat, wird wiſſen, welch verheerenden Einfluß gerade ſolche leicht
fertige Preſſe auf die groß Moſſe auszuüben vermag.

Alſo, Herr Richard Bahr verſorgt neben der Stinnesſchen
Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ und der „Berliner Börſen-

Zeitung“ beſonders einen Teil dieſer eben charakteriſierten, ein
flußreichen Generalanzeigerpreſſe mit ſeinen politiſchen Elabo-
raten. Jn dieſen Elaboraten hämmert er nun tagtäglich ſeinen
gutgläubigen Leſern mit geradezu bewunderungswerter Kon
ſequenz die Meinung ein, daß die Sozialdemokratie ſagen wir
es kurz nichts taugt. Einige beſonders kraſſe Beiſpiele: Als
nach den verhängnisvollen Schüſſen auf Walter Rathenau das
Kabinett Dr. Wirth dem deutſchnationalen Kabinett Cuno Platz
machen mußte, da ſchrieb Herr Dr. Bahr, daß nun endlich in der
Berliner Wilhelmſtraße etwas geſchafft werden könne, denn nun
ſeien die weltfremden Sozialdemokraten, der „Ballaſt“ des Kabji
netts Wirth, deren verſtiegene Jdeologien an den Mauern der
Wirklichkeit zerſchellt ſeien, dorten nicht mehr den „Fachleuten“ im
Wegel! Dieſe verſtiegenen, weltfremden Männer waren der
wohl auch als Fachmann anzuſehende Dr. Guſtav Radbruch,
Reichsjuſtizminiſter und ſonſten ſeines Zeichens Profeſſor der
Rechte an der Kieler Univerſität, der nota bene mit ſeinen An
ſchauungen und Plänen auch unter weiten bürgerlich orientierten
Juriſtenkreiſen Zuſtimmung fand, ferner Dr. Adolf Köſter,
Reichsinnenminiſter, alſo Jnhaber eines politiſchen Amtes mit
einem politiſchen Kopf, der nur den einen Fehler hat, daß ihn
Herr Richard Bahr nicht auszuſtehen vermag, ſchließlich Robert
Schmidt, Reichswirtſchaftsminiſter, dem man zwar ſeine volks-
wirtſchaftlichen Kenntniſſe nicht abzuſtreiten vermag, der aber für
Herrn Bahr den Fehler hat, daß ſein volkswirtſchaftliches Denken
von ſozialiſtiſchen Fundamenten getragen wird.

Als die Berliner Straßenbahn ein Opfer der Jnflationswelle
wie alle anderen kommunalen und privaten Straßenbahnen Deutſch
lands wurde, da verſtieg ſich Herr Bahr dazu, den an ihrer Spitze
ſtehenden Berliner Stadtrat Dr Adler der Unfähigkeit zu zeihen.
Er drückte ſich ungefähr dahingehend aus, daß dem Dr. Adler
beſonders darum nicht zu verzeihen ſei, weil er doch in einem
Lager ſich befände, wo man behaupte, daß „alle nationalökono
miſche Weisheit“ auf Karl Marx zurückzuführen ſei. Obwohl
kein ernſthaft denkender Menſch dieſen Unſinn innerhalb der ſo
zialdemokratiſchen Reihen verzapft, muß es für Herrn Bahr, der
ſich ſo gern als hochgelahrter Nationalökonom aufbläht, als ein
empfindlicher Mangel ſeines ſozialökonomiſchen Wiſſens ange-
ſehen werden, wenn er Marxens Bedeutung für die Sozialwiſſen
ſchaft in ſolcher Zeitungsdialektik leugnen zu müſſen glaubt.

Aber mit ſozialökonomiſchen Ungenauigkeiten nimmt es Herr
Bahr auch ſonſt nicht allzu genau. Als der Verfaſſer der „Ar-
beiterfrage“, Heinrich Heckner, vor einem Jahre ſeine alles
vernichtenden Dreadnoughts gegen die Gewerkſchaften vom Stapel
ließ, da war natürlich der begeiſterte Schmollerſchüler Bahr erner
der erſten, der ſeine von ihm verſorgte Preſſe mit einem Artikel
über wiſſenſchaftliche Wandlungen in der Nationalökonomie be
glückte. Damals fragte ihn in den „Halliſchen Nachrichten“ ein
jüngerer Volkswirt, Dr. O. Haußleiter, ſeit wann denn Pro
feſſor Heckner die Nationalökonomie ſei, ſeit wann denn auf
Grund der Aeußerungen eines einzigen Mannes aus den Reihen
der Sozialökonomen man von der Wandlung einer ganzen Wiſſen
ſchaft ſprechen könne, ja, daß Heckners Ausfall mit Wand
lungen der Wiſſenſchaft gar nichts zu tun habe, denn das politiſche
Denken und Handeln ſtehe jedem einzelnen, das iſt allerdings eine
Wandlung in der modernen Nationalökonomie, frei. Dieſer Fall
zeichnet vielleicht am treffendſten, wie Herr Richard Bahr als
Sachverſtändiger zu werten iſt

Daß Herr Dr. Bahr natürlich die unglückſeligen Auseinander
ſetzungen, wie ſie ſich heute in der Sozialdemokratie abſpielen,
dazu benutzt, auch ſeinen Leſer darüber ein as vorzuſetzen, iſt eine
journaliſtiſche Selbſtrerſtändlichkeit. Als heterogener Faktor aber
an halbverſtandenen Dingen ſchadenfrohe Kritik zu üben geht
wohl zu weit. Ver Akaoemiker Vahr hat ein auffälliges Mitleid
mit ſeinen akademiſchen Fahgenoſſen im roten Lager, und ſo rft
es denn kein Wunder, wenn er ſich bei ſeinen Ausfällen auf die
Sozialdemokratie bemüht namentlich die Akademikerſchaft von
der ſozialdemokratiſchen Bewegung fernzuhalten. Das hat natür
lich nicht nur altruiftiſche, ſondern auch ſeine guten anderen

Gründe, auf die hier nicht näher eingegangen ſei. Dieſer Vertreter



ödealſſtiſcher Geſchichtsphiloſophie vergißt aber, daß die Sozial
demokratie ſeit Marx und Laſſalle, ſeit der Wandlung von der
Utopie zur Wiſſenſchaft, ohne Akademiker ein Nonſens ſein muß.
Und ebenſo iſt es denn ein Nonſens, was Herr Bahr in ſeinem
letzten kritiſchen Artikel über die Sozialdemokratie in der Akade-
mikerfrage zu ſagen weiß. „Das „Ausmiſten“, über das man
nun, da es der zweiten Garnitur, den Führern von heute, an den
Kragen geht, allerlei bittere Klagen vernimmt, wurde ſchon da
emals. und zwar mit hoher obrigkeitlicher Billigung, begonnen. Die
Akademiker, auch wenn ſie Familie und Laufbahn der Partei ge
opfert hatten, warden proſkribiert.

Gar dunkel iſt der Rede Sinn! Man hat alſo die Akademiker
proſkribiert, auf gut deutſch: geächtet! Was verſteht aber Herr
Or. Bahr unter ächten? Das wird aus den nächſten Zeilen klar:
„Ein pacr. die ſich beſonders guter Verbindungen rühmen durften,
wurden auf hohe Poſten im Jnnen- und Außendienſt vor dem
Zorn der Maſſen ſichergeſtellt ein paar andere auf das tote Gleis
nationalökonomiſcher Strafprofeſſuren abgeſchoben, für das ſie
nicht einmal immer das erforderliche Rüſtzeug mitbrachten.“ (11)

Höher können wohl die Wogen geſchickter Publiziſten-Dialektik
nicht ſchlagen, auch wenn ſie nur Sand für die Augen der gut-
gläubigen Leſer bedeuten. Jm parlamentariſch- demokratiſchen
Syſtem hat jede Partei das iſt voch eine Selbſtverſtändlichkeift
und eine Diskuſſion darüber grenzt eigentlich an Lächerlichkeit
ein Jntereſſe daran, ihre fähigſten Köpfe in hohe Staatsämter zu
bringen. Daß aber Profeſſuren etwas Sträfliches bedeuten,
darüber werden ſelbſt die Gelehrten ſtaunen. Die Heinrich
Cunow, Auguſt Müller und Conrad Schmidt in Berlin,
Max Schippel in Dresden, Hugo Lindemann in Köln
werden auch ohne den Segen oder Fluch des Herrn Bahr ihren
Mann als Hochſchullehrer und Wiſſenſchaftler zu ſtehen wiſſen.
Angeſichts der angeſtrengten Kämpfe, die kürzlich von klug berech-
neten Unternehmerkreiſen um die Beſetzung einer nationalökono-
miſchen Profeſſor irgendwo im Reiche Adam Rieſes ſtattgefunden
haben, wird es ſogar eine der Zukunftsaufgaben der Sozialdemo-
kratie ſein, größtes Jntereſſe an der Beſetzung nationalökonv-
miſcher Profeſſuren zu bekunden.

Jm übrigen ſollte doch Herr Dr. Bahr ſamt ſeinen Kreiſen der
Sozialdemokratie zu größtem Danke verbunden ſein, wenn ſie es
vermochte, Männer wie einen Dr. Grützner (Düſſeldorf) und
Dr. Haeniſch (Wiesbaden) an exponierte Poſten zu ſtellen.
deren umſichtige und tatkräftige Ausfüllung in dieſen Zeiten
bitterſter Not und brutalen Unterdrückung der beſetzten Gebiete
wohl die gerechte Anerkennung aller erheiſcht. Trotz Bahr wird es
aber auch in Zukunft der Sozialdemokratie nicht an Akademikern,
die Familie und Laufbahn der Partei opfern“, mangeln. Und
daß dem ſo iſt, iſt gut, ſelbſt für Herrn Dr. Bahr, ſonſt müßte
er aus Mangel an Angriffspunkten ſeine Bude zumachen, und ſo
bösartig ſind wir doch nicht!

Unter dem Ausnahmezuſtand.
General Mülſer verbietet den Teitzer „„Volksboten“.

Der Ausnahmezuſtand, gegen den die Sozialdemokratie ſeit
Monaten mit der ſtärkſten Energie anrennt, zeitigt immer neue
Blüten. Jetzt hat der Dresdener Wehrkreiskommandeur auch unſer
Zeitzer Parteiblatt, den „Volksboten“, für die Zeit vom 28. Jannar
bis 1. Februar einſchließlich verboten. Die Begründung hat folgen
den Wortlarrtt:

„Die Zeitung hat in der Nr. 13 vom 16. Januar 1924 in dem
„Aus dem Ruhrgebiet“ überſchriebenen Artikel die infolge der
Reichsexekutive erfolgte Beſetzung von Sachſen und Thüringen

in einer jedes vaterländiſche Gefühl ſchwer verletzenden, für die
Reichswehr beleidigenden Weiſe in Vergleich mit der
widrigen Beſetzung des Ruhrgebietes durch die Franzoſen ge
bracht und dadurch Erregung und Unruhe in weiten Kreiſen der
Bevölkerung verurſacht.“
Ueber das vaterländiſche Gefühl mit General Müller

uns zu ſtreiten, hat keinen Zweck. General Müller wird es nicht
gelingen, der Sozialdemokratie beizubringen, daß der Ausnahme-
guſtand im Jntereſſe des Vaterlandes iſt, ihm iſt es nicht gelungen,
das Anſehen Deutſchlands dadurch zu ſteigern, daß er eine ver
faſſungsmäßige Regierung unter klingendem Spiel und ähnlichem
Brimborium einer überlehten Zeit wie Verbrecher abführen ließ.
Die Sozialdemokratie hat in den entſcheidenden ſchweren Stunden
des deutſchen Volkes mehr Vaterlandsgefühl und Tatbereitſchaft
als irgendwer, den wir hier nicht nennen wollen, gezeigt. Die ſo
gialdemokratiſche Preſſe hat darum auch in erſter Linie das
moraliſche Recht Zuſtände zu geißeln, die dem Kulturanſehen
Deutſchlands ſchwerſten Schaden zufügen müſſen. Die ſogialdemo
kratiſche Preſſe legt bei dieſer Kritik keinen Wert darauf, in Be
urteilung ihrer vaterländiſchen Pflichten mit den Exekutoren des
Ausnahmezuſtandes konform zu gehen. Sie proteſtiert aber auf
das entſchiedenſte dagegen, daß ſie dieſe Kritik nur nach den Be
griffen der Wohlanſtändigkeit der Belagerungszuſtandsregenten
ausüben darf.

Die Antwort auf eine Gerleumdung.
Das Grenzabkommen der deutſchen und däniſchen Sozialdemokratſe.

Preußiſcher Landtag.
Berlin, 25. Januar.

Bei der Ausſprache über den ſozialdemokratiſchen Urantrag
Beheubng der großen Not der Erwerbsloſen durch Belebung
Wirtſchaft, insbeſondere durch planmäßige Erſtellung von Klein
wohnungen r die wohnungsloſe Bevölkerung teilte Wohl-
n ter Hirtfiefer am Sonnabend mit, daß in der

tten Woche des Januar die Zahl der Erwerbsloſen und der
Kurzarbeiter im unbeſetzten Gebiet um 20 000 bzw. 16 000, im be
ſetzten Gebiet um 60 000 bzw. 25 000 zurückgegangen ſei. Es ſei
gelungen, für Talſperren, Kultivierung von Oedländereien u. dgl.
in großem Umfange Privatkapital und damit Arbeits-
gelegenheit zu beſchaffen. Preußen ſei im Verein mit den
übrigen Ländern um Erhöhung der als zu niedrig erkannten Er-
werbsloſenrente bemüht. Der mißbräuchlichen Benutzung der Er
werbsloſenfürſorge durch Gemeinden und Unternehmer, die ſich
durch die Heranziehung der billigen Erwerbsloſen Sondervorteile
zu verſchaffen ſuchen, müſſe ein Riegel vorgeſchoben werden. Zur
Arbeitsbeſchaffung ſei der Wohnungsbau in Gang zu brin-
gen. Die Vorwürfe gegen die Zwangswirtſchaft im Wohnungs-
weſen trafen nicht zu. Jm Jahre 1922 ſind 44 000 Wohnungen
fertiggeſtellt worden, 65 000 waren im Bau; im Jahre 1923 72 000
bzw. 30000. Von einem Zuſammenbruch des Woh
nungsbaues redeten nur die Jntereſſenten. Ganz unzutreffend
ſei die Behauptung der Deutſchnationalen, die Zwangswirtſchaft
habe die private Bautätigkeit erſtickt. Man habe auch früher nur
mit Hyvotheken den Wohnungsbau betrieben. Wo hätte man in
den letzten fünf Jahren Hypotheken herbekommen? Ein aus-
reichendes Bauprogramm für 1924 werde ohne öffentliche Mittel
unmöglich ſein. Die Baukoſten ſtellen ſich gegenüher der Vorkriegs-
eit auch in der vergangenen Woche immer noch wie 156 zu 1; eine

ohnung von früher 20 000 Mk. koſtet alſo jetzt mindeſtens 30 000
Mark. Wenn die Zwangswirtſchaft beſeitigt würde, hätten wir
ſofort mindeſtens die Vorkriegsmiete wieder. Dabei ſei zu be-
denken, daß das Einkommen der Beamten, Angeſtellten und Ar-
beiter jetzt ungefähr auf die Hälfte der Vorkriegsbezüge
herabgeſetzt ſei. Die Grundſteuer, dieſes Rückgrat der Staats-
finanzen, wäre ohne die Zwangswirtſchaft ebenfalls unmöglich.
Die Wohnungsbauabgabe habe ſich lediglich deshalb das
Genick gebrochen, weil ſie nicht früh genug wertbeſtän-
di g gemacht worden ſei. Wir müſſen wieder zu einer ſolchen Ab
gabe kommen, um Bauzuſchüſſe leiſten zu können. Die Neuregelung
vom 12. Januar normiere die Miete auf 30 Prozent des Friedens-
betrages in Gold. Weil niemand die wirtſchaftliche Entwicklung
überſehen könne, ſei Preußen dagegen, daß die Vorkriegsmieten
zu einem beſtimmten Termin erreicht werden. Die preußiſche
Wohnungs und Mietspolitik habe ſich bewährt, und im Intereſſe
des Volksganzen werde dieſe Politik ruhig und konſequent fort-
geſetzt werden.

Damit ſchloß die Ausſprache.
Abg. Meyer (Solingen, Soz.) betont in ſeinem Schlußwort,

daß es ein Trugſchluß ſei, zu glauben, eine Aufhebung der Zwangs-
wirtſchaft würde die Wohnungsnot bald beſeitigen. Die Bau-
induſtrie habe im letzten Jahre ihre Friedensleiſtung erreicht und
vielfach überſchritten. Die hohen Baukoſten hätten nicht in den
Löhnen, ſondern in den wucheriſchen Bauſtoffpreiſen
ihre Urſache. Die Einführung der freien Wirtſchaft würde bald
drei- bis vierfache Vorkriegsmieten mit ſich bringen.

Daraufhin wurde der Antrag dem Hauptausſchuß überwieſer
und es folgte die Beratung der deutſchnationalen Großen An-
frage über das Abkommen der VSPD. mit der Sozial demokratie Dänemarks betr. die endgültige An-
erkennung der jetzigen däniſchen Grenze. Die Anfrage begründet
Abg. Dr. Milberg (Dn.), der bedauert, daß der Miniſterpräfi-
dent und der Innenminiſter nicht anweſend ſind. Die neue däniſche
Grenze ſei zu Unrecht feſtgeſetzt worden, ſie bedeute Raub deut-
ſchen Gebietes auf Grund einer ungerechten Abſtimmung. Die zu
Unrecht an Dänemark gefallenen deutſchen Volksteile müßten das
Recht haben, zu ihrem Vaterlande zurückzukehren. (Beifall rechts.)

Nachdem ein Regierungsvertreter erklärt hatte, daß die Stellung-
nahme der preußiſchen Regierung durch das Abkonemen der deut-
ſchen und däniſchen Sozialdemokratie nicht Wenig werde,
wurde die Herbeirufung des Miniſterpräſidenten Braun beſchloſſen.
Dieſer erklärte nach ſeinem Erſcheinen: Der Antwort des Kom-
miſſars des zuſtändigen Miniſters habe ich nichts hinzuzufügen.
Genügt das dem Hauſe nicht, dann muß ich bitten. die Debatte
hinauszuſchieben, bis das Staatsminiſterium Beſchluß gefaßt
hat. Ein deutſ tionaler Antrag auf Vertagung der Veſprechung
ſcheiterte am Widerſpruch der angegriffenen Sozialdemokratie.

Abg. Bartels (So2z.)
Bei dieſem deutſchnationalen Antrag handelt es ſich mehr darum,

der Sozialdemokratie eins auszuwiſchen, als daß große Staats
intereſſen in Frage kämen. Aber wir ſind ſehr erfreut, daß dieſe
deutſchnationalke Anfrage uns Gelegenheit gibt, uns zu dieſer
Angelegenheit zu äußern. Es iſt bezeichnend, daß das Ergebnis
der Ausſprache in Flensburg zwiſchen däniſchen und deutſchen

Sozialdemokraten auf beiden Seiten der Grenze in nationaliſfi
ſchen Kreiſen die gleiche Aufregung hervorgerufen hat. Jn Däne-
mark iſt man entrüſtet und empört darüber, daß die däniſchen So
taldemokraten den deutſchen ſo weit Rechuung getragen

tten (Hört, hört! bei der VSPD.), und hier Deutſchland
rer man, umgekehrt davon zu reden, als wenn von uns dä-
niſchen Intereſſen Rechnung getragen worden wäre. Wir ſehen
alſo hier ſo eine Art Internationale der Natio-nalen“. Sehr gutl! bei der VSPD.) Was liegt in Wirklich
keit der zugrunde? Jn Flensburg ſind Vertreter der dä
niſchen und der deutſchen Sozialdemokratie zuſammengekommen,
um ſich über die immer unerträglicher werdenden Verhältniſſe an
der Grenze auszuſprechen. Ein Aufruf, der dabei beſchloſſen undſowohl in Dänemark wie in Deutſchland veröffentlicht wurde, ent
hielt nichts anderes als Richtlinien für die Agitarion der Sozial
demokratiſchen Partei und für deren parlamentariſche Arbeit.
Meine Partei hat die Art der Abſtimmung in Schleswig bekämpft
und ſieht noch heute die Art der Abſtimmung als ein Unrecht
an auch die Grenzziehungen haben wir als ungerecht bezeich-
wet. In Dänemark haben wir Kreiſe, denen dieſe Grenze nicht
ſüdlich genug gezogen ift und in Deutſchland Kreiſe, die an deralten Grenze ſeit 1864 feſthalten. Wir weiſen beide Strömungen

zurück, weil beide Anſichten nicht im Jntereſſe der Verſtändigung
zwiſchen Deutſchland und Dänemark liegen. Die Grenze zwiſchen
Dänemark und Deutſchland wird in dem Aufruf als „geſetzlich
geltende Grenze“ bezeichnet; nichts ſteht darin, daß ſie als „ge
recht anerkannt wird. Die Sozialdemokratie hat ſich bei dem Ab
kommen von der politiſchen Erwägung leiten laſſen, daß Veutſch
land zurzeit völlig iſoliert iſt. Der größte Teil der Be-
völkerung Dänemarks hat ſich aber während und nach dem Kriege
durchaus loyal gegen Deutſchland benommen. Jedenfalls ſoll
einem Teil des däniſchen Volkes unvergeſſen bleiben, wie er dem
deutſchen Volke in ſeiner wirtſchaftlichen Not helfend beigeſprungen
iſt (Beifall bei der VSPD.), wie große Kindertransporte nach
Dänemark gegangen ſind und wie dieſe Kinder aufgenommen
worden ſind. Jn dem Aufruf der beiden Parteien erklären die
däniſchen Vertreter, daß ſie allen Verſuchen einer Ausnutzung der
Not des Deutſchen Reiches mit dem einhelligen Widerſtand der
Sozialdemokratiſchen Partei und der geſamten Arbeiterklaſſe
Dänemarks entgegentreten werden. Unſer Abkommen liegt alſo
auch eminent im Jntereſſe der deutſchen Sache. Nun
zu der Behauptung von der angeblichen Belohnung für die deut-
ſche Sozialdemokratie, von der Auffüllung der geleerten
Parteikaſſe mit fremdem Gelde durch Aufgabe und Verrat
des Deutſchtums in den abgetretenen Gebieten. Jch will ganz
offen über dieſe Angelegenheit ſprechen. Als im Herhbſt die rapide
Geldentwertung einſetzte und die Preſſe und der Parteiapparat
bei uns ebenſo in Schwierigkeiten geriet wie bei anderen Par-
teien, ſoweit ſie nicht aus anderen Quellen Mittel bekommen, ver
anſtaltete die Internationale eine Sammlung unter den
angeſchloſſenen Bruderparteien für die deutſche Partei. Eine
Sammlung wurde auch in Dänemark veranſtaltet. Aber zwiſchen
dieſer Sammlung und der Konferenz in Flensburg beſteht nicht
der geringſte Zuſammenhang. Die deutſchnationale Behauptung
iſt alſo nichts weiter als eine glatte Verleumdung.
(Bravol bei der VSPD.)

Nach Erledigung einer Reihe von Eingaben vertagte ſich das
Haus auf Dienstag mittag 1 Uhr.

Die Beſtattung Lenins.
Moskau, 28. Januar. (WTB.)

Geſtern nachmittag um 2 Uhr zurzeit der Beſtattung Lenins
wurden gleichzeitig auf dem ganzen Territorium der Sowjetunion
Gewehrſalven abgeſchoſſen. Alle Fabriken und Betriebe
ſalntierten mit ihren Sirenen. Die Eiſenbahnen ſtanden fünf
Minuten ſtill. Der Telegraph und die Radioſtationen unter-
brachen ihre Arbeit für fünf Minuten und gaben überall die Worte
hin: Lenin iſt tot aber ſein Werk wird ewig leben. Die Zahl
derer, die am Se Lenins vorſſberzogen, betrug über eine
Million. Der deutſche Botſchafter Graf Brockdorf-Rantzau
hatte im Namen der bei der Sowjetregierung beglaubigten Regie
rungen einen Kranz auf den Sarg niedergelegt. Eine umfang-
reiche von Profeſſor Abrikoſſow unterſchriebene Denkſchrift
über die Obduktion der Leiche Lenins hat die Richtigkeit der
Diagnoſe (Arterioſkleroſe) und der Behandlung beſtätigt.

Der Reichspoſtminiſter Hoefle, der ſeit Mittwoch in München
weilt, nahm heute Veranlaſſung, wegen der bevorſtehenden Ein
bringung des Reichspoſtfinanzgeſetzes die damit zuſammenhängen
den Fragen aus dem Verhältnis der früheren bayeriſchen Poſtver-
waltung mit der bayeriſchen Regierung im Miniſterium des
Aeußeren zu beſprechen. An der Beſprechung nahmen der Miniſter
präſident, der Finanz und Handelsminiſter und die Führer der
Koalitionsparteien teil. Der Meinungsaustauſch ergab die be-
kannte erfreuliche Uebereinſtimmung über die
grundſätzlichen Fragen, namentlich über die an die Stelle der noch
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Die fränkische Lene.
Sin ſoziales Zeit- und Lebensbild.

10 Von Paul Sachſe.„Na Suſi, gönn's halt nur einem armen Manndl'l. J hab' dir
noch g'nug übrigg'laſſin. D' Kinder woll'n a mol wiſſen, wie 's
Schweinderl ſchmeckt!“

Da keine richtige Stimmung mehr bei der Suſi aufkommen
woſlte, dieſe vielmehr „kühl bis ans Herz hinan“ zu verſtehen gab,
daß ſie auf dieſen und weiteren Beſuch des Hans und ſeiner Tra
banten keinen Wert mehr legte, fand die Beſuch?zeit ein etwas
vorzeitiges Ende.Am Abendbrotsriſch beim Buchauer Hans gab es am ſelben
Tag noch glänzende Augen und einiges Mundwiſchen nach der
Speiſung. Darauf meinte die Lene treuherzig zum Vater:

„Vater, wenn geh'n mir denn wieder mol z'r Tante, Sarfleiſch
holen

So endete der Beſuch bei Tante Suſi. Heute lag zum erſtenmal
wieder Sonnenſchein und Zufriedenheit auf allen Geſichtern der
Familie des Bychauer Hans.

Der Aufenthalt in Buchau ſollte nur von kurzer Dauer ſein.
Es war kaum ein Jahr vergangen, als der Hans ſein „Krämchen“
wieder packte und nach dem etwas weiter gelegenen Horlach zog.
Daſelbſt war dem Hans der Poſten eines Gemeindehirten ange-
vhoten worden, den er als vorwärtsſwebender Mann auch annahm.
In der Tat war für ihn dieſe Veränderung ſeinen Verhältniſſen
entſprechend günſtig. Bot doch dieſer Poſten ihm Gelegenheit, die

jon längſt geplante Unterbringung der Lene und des Michl in
ie gewünſchten Arbeitsſtellen nunmehr in die Tat umzuſetzen,

Nicht nur das die Stelle in Horlach bot Arbeitsgelegenheit für
die ganze Familie. Eine ſolche konnte ſich der Hans nicht entgehen
w.Das Hänschen, in das er eingog, war das Hirtenhaus. Dieſes
wurde ihm von der Gemeinde zur Verfügung geſtellt, womit natür-
lich freie Wohnung verbunden war. Darin lag für den Hans eine
vedeutende Entlaſtung, die ſchließlich für die ganze Familie inſofern
einen unſchäbaren Wert hatte, als das Beteln während des zwei-
jährigen Aufenthaltes in Horlach vollſtändig aufhörte. Die Lebens-

lage wurde dadurch einigermaßen gehoben, ſo daß der Buchauer
Hans endlich einmal etwas freier aufatmen konnte, was ihm ſicher
lich zu gönnen war. Freilich von einem „menſchenwürdigen“
Daſein nach normalen Begriffen war keine Rede. Arbeit gab es
jetzt genug, und Eltern und Kinder leiſteten ſie.

Das Haus, in dem die Familie nun wohnte, hatte nur wenig
Räume, von denen die Stube im Erdgeſchoß der bedeutendſte war.
Doch ſtanden dieſe dem Hans nicht allein zur Verfügung; da war
noch die Familie der Urſula Lankſch, genannt Lankſchurſchl, die
auch da wohnte. Da dieſe aber ſelbſt vier Kinder hatte, ſo hauſten
im ganzen elf Perſonen in der Stube. Als Sonderbarkeit ergab
ſich, daß der Hans und ſein Anhang zur evangeliſchen, die Lankſch
urſchl aber zur ſtarkkatholiſchen Religionsgemeinſchaft hielt. Das
war aber ein Vorteil für den lieben Gott, denn keines der beiden
Lager wollte ſich in der Andacht übertreffen laſſen, und ſo war die
Zahl der Vaterunſer, die täglich zum Himmel ſtieg, beträchtlich.

Die Einrichtung war trotz der vielen Perſonen verblüffend Lein
fach und äußerſt primitiv. Moderne Kulturmöbel waren hier un
bekannt. Als Sitzgelegenheit war rings um die Stube, den Wänden
entlang, einfach eine fortlaufende Bretterbank aufgeſtellt. Die
zwei Tiſche beſtanden aus je einem Paar „Sägeböcken“, auf deſſen
Geſtell dann eine Holztafei genagelt war. Das wenige Geſchirr,das vorhanden war, ruhte ebenfalls auf einem Brett an der Wand.
Ein mächtiger Kachelofen mit „Hölle“ war dex auffallendſte Gegen
ſtand im Zimmer und bildete außer dem „Kruzifix“ in der Ecke
das Heiligtum der Bewohner. Die Schlafräume lagen im „oberen
Geſchoß“ und glichen eher einem Heuboden.

So i Je ganze Einrichtung an Einfachheit nichts zu
übrig. Das Primitive und Unznlängliche der ganzen Beſchaffen-
heit des Hauſes gebot Anpaſſung. So ſpielte ſich innerhalb dieſes
Domizils das Leben und Treiben der Familie ab.

Aber ſeit Jahren war ſie ja an Schlimmeres gewöhnt. Das
Nomadenleben war bisher ihre ſtändige Einrichtung. Gehetzt war
fie von Haus zu Haus und von Dorf zu Dorf, oft nicht ein Da
über dem Kopfe. Jetzt aber war ſie ſepraft geworden und Hans
mit ſeiner Familie hatte ein vertragliches Recht, hier zu hauſen.
Das bedeutete für Hans einen Fortſchritt, wie er ihn noch vorwenigen Wochen nicht für mö lich gehalten hatte. Das ließ Hoff
nungen aufkommen und hochfliegende Pläne. Daß der Menſ
auch gleich ſo anſpruchsvoll wird, wenn die Zuchtrute der Not nicht
ganz ſo erbarmungslos niederſauſt!

Am Häuschen lag vorn und hinte Gartenland, deſſen Be

nutzung den Bewohnern freiſtand. Ein wirtſchaftlicher Vorteil lag
im Vorhandenſein einiger Obſtbäume, die im Sommer und Herbſt
ein willkommenes „Kompott“ für die Bewohner lieferten.

Auch Stallungen waren vorhanden. Damit dieſe auch ihren
Zweck erſüllten, hatte der Hans einige Ziegen eingeſtellt. Nun war
die Grundlage zum Aufbau gegeben. bis an die Häuſer
reichende Wald lieferte das nötige Brennmaterial und im Sommer

die Beeren. Auf dieſen Erwerbszweig hatte die Familie des
Hans nunmehr auch ihr Augenmerk gelenkt und ſo konnte dieſe mit
dem Erreichten zuſrieden ſein und war es auch.

Der Obhut des Gemeindehirten wurden von den im Dorſßs
wohnenden Bauern etwa 30 Stück Vieh anvertraut. Außer Natu-
zalien, wie Brot, Kartoffeln uſw, wurden ihm ſechs Mark pro
Stück und Jahr gewährt. Die eigentliche Hirtenzeit begann nach
mittags um 2 Uhr. Da wurde das Vieh zuſammengeholt und auf
T getrieben, wo es bis zum Einbruch der Dunkelheit ver

ieb.
Das war nur ſo eine Art Nebenbeſchäſftigung, der nun die

Mutter und die vier Kinder oblagen Der Hans ſelbſt ging in das
nake Städtchen auf Tagelohn. Jn dieſem Orte war die Jnduſtrie
rorherrſchend. Der Umgang mit der Arbeiterſchaft blieb auf ſeine
politiſche Geſinnung nicht ohne Einfluß. Seine ſoziale Lage zwang
ihn an die Seite ſeiner Mitarbeiter, die alle die ſozialdemokratiſchen
Verſammlungen beſuchten, die trotz dem erſt aufgehobenen Sozia-
liſtengeſetz in noch kleinem Kreiſe und meiſt hinter verſchloſſenen

Dir Kalbee Kathl jedoch ging mi: dem Strom der anderen Zeit, derdurch Pfaffen und Finſterlinge genährt wurde. Sie ch in den

„Sozis“ die leibhaftigen Teufels und ſtand ihrem Mann ſtrikte
gegenüber, weil ſie in ſeinem Verhalten eine Sünde ſah. Das
führte wieder zu Szenen, die der Hans glücklich überſtanden zu
haben glaubbe.

So hatte er denn bei dem Kampf um ſeine Anſchan alle
ch „Gewollen“ gegen ſich; dies konnte ihn jedoch nicht hindern, ſeiner

Ueberzeugung treu zu bleiben.
2

Die Lene begann ihre letzten zwei Schuljahre. Aber es kam ihr
perſönlich die Kinderzeit zum Bewußtſein. Das ſteigerte ſich, als

h ihr Bruder Michl inzwiſchen die Schule verlaſſen hatte und außer
halb in Stellung ging. Damit kongentrierle ſich die Haus und
andere Arbeit immer mehr. auf ſie.

(Fortſehung folgt.)
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Wie abgebaut wird.
Die ganze Sinnloſigkeit des Perſonalabbaues zeigt ſich bei derEntlaſſung von Angeſtellten. Zwar beſtinmnt der Krniter 15 der
Perſonalabbauverordnung, daß Angeſtellte zu entlaſſen ſeien,
immerhin aber aus dringenden dienſtlichen Rückſichten
zuläſſig ſein ſollten. Wozu dieſe rigoroſe nahme führt, beweiſt
ein Beiſpiel, das uns aus Königsberg i. Pr. gemeldet wird.
Dort wurde ein Angeſtellter entlaſſen, der auf eine 22 jährige
Dien ſt e im Staatsdienſt zurückblickt und zuletzt bei der
Reichsbahnverwaltung beſchäftigt war. Ueber ſeine Tätigkeit
liegen ausgezeichnete Zeugniſſe vor. So heißt es in einem vom
Reichsverkehrsminiſter angeforderten Bericht vom 17. Mai 1921:
„Die Entwürfe zeugten von zeichneriſcher Gewandtheit, künſt-
leriſchen Fähigkeiten ſowie von guten utechniſchen Kennt
pien ſie ſind exakt und ſauber ausgeführt. Die Leiſtungen ſind
nach jeder Richtung zufriedenſtellend.“ Die Beſchäftigung bei der
Reichsbahnverwaltung beſtand in der Anfertigung von Entwürfen
zu Geſchäftsgebäuden. Unter dieſen Entwürfen befinden ſick ſolche
zum Umbau des Eiſenbahn und Verkehrsmuſeums, zum Erwei-
terungsbau des Direktionsgebäudes in Königsberg, des Bahnhofes
Friedrichſtraße in Berlin uſw. Wie in dem vorliegenden Fall nicht
die geringſte Rückſicht auf den Wert der dienſtlichen Leiſtung maß-
gebend iſt ſo iſt in einem anderen Fall ebenfalls keine Spur
eines Empfindens bei dem Abbau zu verzeich-
nen. d euJſenburg wurde ein Eiſenbahningenieur der
Reichsbahnverwaltung entlaſſen, der ſeit 3 Jahren als techniſcher
Beamter und als Werkſchullehrer mit der Ausbildung von Lehr
lingen beſchäftigt wurde. Der Mann iſt Ernährer einer acht
köpfigen Familie und wurde abgebaut, obwohl es in dem
Artikel 3 der Abbauverordnung heißt, daß bei Berückſich-
rig der wirtſchaftlichen und Familienverhält-niſſe verheicatete Beamte mit größerer Kinderzahl erſt in letz
ter Linie abgebaut werden ſollen.

Wieder Reparationszahlungen.
Die Ausſetzung der Zahlungen auf Reparationsſach-

lieferungen hatte zur Folge, daß die in Arbeit befindlichen
Lieferungen von mehreren hundert Millionen Mark, auf die bereits
erhebliche Anzahlungen geleiſtet waren, nicht weiter ausgeführt
werden konnten. Am 22. Dezember 1928 wurde von dem Reichs
miniſterium für Wiederaufbau mit der franzöſiſchen und
und der belgiſchen Regierung Vereinbarung getroffen,
wonach der franzöſiſche bzw. belgiſche Empfänger der Ware ſich mit
dem deutſchen Lieferanten über die noch zu leiſtende Reſtzah
lung einigt. Dieſe Vereinbarungen haben die Genehmigung der
Reparationskommiſſion erhalten. Am 23. Januar 1924 ſind die
Zahlungen zwiſchen der deutſchen und der italieniſchen Re-
gierung zum Abſchluß Die Verſtändigung bedarf noch
der Genehmigung der Reparationskommiſſion.

Wirtſchaftspolſtik.
Der internationale Deviſen- Markt.

Am n bewegte ſich das Geſchäft am Deviſenmarkt in
ſehr ruhigen Vahnen. Der Bedarf iſt im großen und ganzen
gegenüber den Vortagen kaum verändert, wenn ſich auch
eichte Verſchiebungen in den Kaufaufträgen für die einzelnen

t 4 g l u ns o wieder aufis von 4, illionen für Kabel Neuyork und 17,75 Billionenfür London o AwywenDie Repartierung bleibt auf die Hauptdeviſen London und
nd mit 15 Prozent. Kabel Neuhork mit 10 Prozent beſchränkt.
t erfolgte durchweg eine volle Zuteilung. Nennenswertes

Material kam wur in einigen Nebenvaluten heraus, eine Kleinig
keit auch in Holland. Jn einigen Deviſen reichte das Angebot

dem Bedarf nicht ganz aus. Der Ausgleich wurde in
folgedeſſen von der Reichsbank, die ſich in dieſen Fällen nicht ent
ſchloß, die Kuſe entſprechend heraufzuſetzen, vorgenommen.

Jm großen und ganzen hielten ſich die Kurſe auf der Parität.
Chriſtiania wurde eiwas herabgeſetzt, auch Paris notierte etwas
niedriger, jedoch mußte der urſprünglich angenommene Kurs von
188 Milliarden (geſtern 18934) doch auf 189 heraufgeſetzt werden,
um einen Ausgleich am Markte herbeizuführen. Höher nvotierte

x das international feſt liegt, ebenſo Budapeſt, deſſen
Kurs ſich international im Zuſammenhang mit der Gewährung der
Völberbundsanleihe gehoben hat. Liſſabon wurde unverändert ohne
Umſatz notiert.
In der Relation der europäiſchen Valuten zu Kabel

Neuhyork ſind nennenswerte Veränderungen nicht zu beobachten.
Kabel gegen London 4223 Kabel gegen Paris per Kaſſe 22,40,
ver Ultinno März 2 per Ultimo April 22,70. Die Termine
ſcheinen hier etwas leichter zu liegen. London gegen Paris ſtellte
ſich auf etwa 9494 Für die Reichsmark wird ein Kurs
ron 66 Cent pro Billion aus Holland gemeldet, aus Zürich
von 1.40. Aus London liegt ein Kurs von 18 Millionen vor, aus
dem beſetzten Gehbtete hört man Kurſe von 17,7--17,8 für das
Pfund. Erneut ſchwächer liegt international Kopenhagen, London
gegen Kopenhagen 26,80.

Markbewertung in der Nenyorker Schluß und Nachbörſe 2314 G.,
2334 Brf., Dollarparität 4,20 Billionen Papiermark.

Für die Cinheit in der Gewerkſchaftsbewegung
Bezirkskonferenz der Gewerkſchaften.

Eine Gewerkſchaftskonfereng fand am Sonntag, dem 27. Januar,
im „Vobkspark“ zu Halle ſtakt. Nach dem Bericht der Mandats
prüfungskommiſſion waren 25 Ortskartelle durch 49 Delegierte
vertreten. Die Bezirksvorſtände des AfaBundes und des r
meinen Beamtenbundes hatten je einen Vertreter entſandt.
Aus dem Beſuch der Konferenz geht hervor, daß die gefaßten Be
ſchlüſſe durchaus nicht dem Willen der Geſamtheit entſprechen, denn
von den 44 angeſchloſſenen Kartellen fehlten 19. Vor Eintritt in
die Tagesordnung verlangten die kommuniſtiſchen Delegierten,
ſtatt einer eine Neuwahl des Bezirksvorſtandes vorzu
nehmen. Der r Fiedler widerſprach dem, weil dies nach
dem Statut ig ſei. Weiter wurde von dieſer Seite ein

angt, dieſer Antrag jedoch ſpäter zurückgezogen,Korveferent
weil man einſe mußte, daß auf einer vom ADGB. einberufenen
Konfereng es nicht angehen kann, einen Korreferenten zu ſtellen.

Das einleitende Refera: hielt Tarnow vom Bundesvorſtand.
Er führte etwa folgendes aus: Ein Gewerkhſchafter, der die wirt
ſchaftliche Lage nicht erkennt, leidet Schiffbruch. Nach den all
gemeinen Feſtſtellungen iſt nur ein kleiner Teil der Arbeiterſchaft
enügend, der übergroße Teil ungenügend beſchäftigt. Die Zahl

der Arbeitsloſen und Kurzarbeiter iſt groß. Außerdem durchleben
wir eine Wirtſchaftskriſe hlimmſter Art. Unſere Wirtſchaft iſt
ſeit Hriegsſchluß krank. Die Wirtſchaft erzeugt nicht das, was
z Lebenshaltung er iſt. Wenn das Volk heute nicht die

ebensmöglichkeiten der Vorkriegszeit hat, ſo ſpricht noch mit, daß
die Wirtſchaft die Laſten des Wiederaufbaues, der Reparationen
und ſozialen Einrichtungen aufbringen muß. Die öffentliche
Meinung betrachtet dieſen Zuſtand als ein Produktions-
problem. Die Parole lautet: Mehrarbeit, und dieſe ſoll
durch längeres Arbeiten erreicht werden. Nicht die Arbeitszeit
hat den Produktionsrückgang herbeigeführt, denn es iſt feſtgeſtellt,
daß in acht Stunden mehr geleiſtet iſt als in neunſtündiger Ar-
beitszeit. Verluſt der Rohſtoffe, Maſchinen, Verkehrsmittel, Ver
nachläſſigung der Produktionsmittel, Kräfterückgang der Arbeiter
ſchaft, die ſpekulative, ſtatt rationelle Einſtellung des Unternehmer-
tums, die fehlende Abſatzmöglichkeit, die Geldentwertung ſind die
Urſachen des Produktionsrüchganges. Das ſind Folgen des
Krieges, beſonders des Friedensvertrages, alſo Tatſachen,
worunter die Arbeiterſchaft leidet und die es erſchweren, eine
beſſere Lebenshaltung der Arbeiterſchaft herbeizuführen. Der
Friedensvertrag ſollte zum wirtſchaftlichen Niedergang Deutſch
lands führen, aber ſchon merk? man, daß die geſamte Wirtſchaft
leidet und Stimmen laut werden, die zur Vernunft mahnen.

Es wird viel Kritik an der Arbeit der Gewerkſchaften
geübt, das iſt logiſch, wenn man die Tatſachen überſieht, die aber
nicht zu beſeitigen ſind. Die Gewerkſchaften haben gekämpft, abernich immer alles erreicht. Jn Rußland hat die Arbeiterſchaft
die politiſchà Macht, aber trotzdem die wirtſchaftlichen und ſozialen
Probleme nicht gelöſt. Es zeigt ſich jetzt eine Beſſerung. Aber
die wirtſchaftliche Geſundung Nußlands erfolgt mit Unterſtützung
der Stinnes und Genoſſen. Die Errungenſchaften der Gewerk
ſchaften werden teilweiſe immer erſt erkannt, wenn die Erfolge
wieder genommen ſind. Achtſtundentag, die weitgehenden ſozialen
Rechte, das Betriebsrätegeſetz, die Erwerbsloſenfürſorge, die Be
ſchaffung von Ernährung ſind Erfolge der gewerkſchaftlichen Ar-
beit, und es iſt verwerflich, wenn ſie in den Schmutz gezogen werden.
Man möge andere Wege zeigen, aber daran fehle es. Die Ar
beiterſchaft befinde ſich augenblicklich in einem Abwehrkampf.
Man ſtreitet über die richtigen Wege. Von den Gewerkſchaftern,
die den kommuniſtiſchen Zielen folgen, wird viel vom General-
ſt re ik geſprochen, während doch die gewerkſchaftliche Praxis
anders iſt. Jn den Gewerkſchaften wird nicht immer nach Grund
ſätzen, ſondern nach Taktik gekämpft. Das muß auch heute maß-
gebend ſein. Der Augenblick zu großen Kämpfen iſt jetzt ungünſtig,
es iſt aber z hoffen, daß die Wirtſchaft ſich beſſert und daß der
politiſchen Regktion der politiſche Fortſchritt folgt. Erſt dann
wird die endgültige Auseinanderſetzung mit dem Unternehmertum
erfolgen. Deshalb ſind die Unterne beſtrebt, die Gewerk
ſchaften aurf längere Zeit kampfunfähig zu machen. Das muß
die Arbeiterſchaft erkennen. Wir müſſen den Zeitpunkt des
Kampfes beſtimmen. Ein wirklicher Gewerkſchafter darf ſich nicht
entmutigen laſſen, Kriſen haben wir immer gehabt, trotzdem darf
an dem Erfolg nicht gezweifelt werden. Eine einheitliche Auf-
faſſung wird ſich nicht immer erzielen laſſen, aber an der Einheit
der Owganiſation darf nicht gerüttelt werden. Diſgziplin und
Demokratie ſind oberſte Grundſätze der Gewerkſchaften. Wenn
es möglich wäre, ſie zu erreichen, ſo wären es große Hoffnungen
für die Gewerkſchaftsbewegung.

Jn der Diskuſſion behauptete Grabeo w (Halle), der ADGVB.
hätte nichts getan, die Errungenſchaften zu erhalten. Er kriti-
ſierte dann das Arbeitszeitgeſetz und ſtellte ſich hinter die Beſchlüſſe
der Konferenz in Weimar. Wenſcheck (Merſeburg): Die Mehr

it der mitteldeutſchen Gewerkſchafter ſteht nicht hinter dem
ommuniſtiſch eingeſtellten Begirksvorſtand. Viele, die heute nicht

vadikal genug reden können, hielten ſich früher in gelben Vereinen
auf. Leute von kommurniſtiſcher Seite, die die E loſen in den
Streik hetzten, haben als erſte die Arbeit wiederaufgenoemnmen.
Grabow hat nur kritiſiert, aber keine Vorſchläge gemacht.
Rogg (Wittenberg) erhob dieſelben Vorwürfe gegen den ADGB.
wie Grabow. Trotzdem er die augenblickliche Zerſetzung in den

hilfswerk für Muſſkwiſſenſchaft.
Erſtes Kawmerkonxert.

Das Hilfswerk für Muſikwiſſenſchaft, eine Gruppe junger halli
ſcher Muſikſtudenten, will durch Veranſtaltung von Kammer
kongerten die Arbeit zahlreicher begabter Studierender der Muſik
fmangiell erleichtern. Die ſtaatlichen Mittel für Ausgeſtaltung
der hieſigen Seminarbibliothek ſind gering. Darum tut Sellſthilfe
not, die im vorliegenden Fall einem fühlbaren Mangel an Kammer-
muſik in unſerer Stadt abhilft. Wenn die weiteren geplanten
Abende gleich dem erſten eine ſolche Fülle wertvollſter muſikaliſcher
Anregungen vermitteln, dann verdient das Streben unſerer hie
ſigen Muſikſtudierenden die wärmſte Förderung von allen kunſt
liebenden Kreiſen Halles. Das Konzert brachte lediglich Grſt
aufführungen, und zwar nicht allein aus den Schöpfungen moderner
Meiſter. Selbſt Schuberts und Bach s Werke enthalten noch
Schätze, die der Fleiß halliſcher Muſiker noch nicht zutage förderte.
Den Reigen der fünf Vortragsſtücke eröffneten zwei italieniſche
Madrigale von Geſualdo di Venoſa. Dieſer Italiener von der
Wende des 16. zum 17. Jahrhundert findet Töne, die uns recht
verwandt klingen. Dr. Moſer mag mit ſeiner einleitenden
Charakteriſtik („ein Schönberg für ſeine Zeit“) das Richtige ge
troffen haben. Wir hoffen, von dieſem Komponiſten öfter Proben
zu erhalten. Erna v. Hoeß lin ſang beide Madrigale mit klang-
roller Altſtim.ne und ausdrucksvollem Vortrag. Das Kammer-
orcheſter wurde ſeiner begleitenden Aufgabe in den ſüßen italieni
ſchen Harmonien vollauf gerecht. Weniger vermochte Heing
Jolles mit einer unvollendeten Sonate Schuberts zu befriedigen.
Seine Technik ſchren nicht immer einwandfrei. Recht ſtörend
machte ſich in den vorderen Reihen ſein unausgeſetztes Mitſummen
der Melodien bemerkbar. Wenn dieſe ſtörende Angewohnheit
ebenſo wie die hefligen Körperbewegungen des jungen Künſtlers
Folgen echter Verſunkenheit und gänzlich unbewußte Reflexe ſind,
ſo möge er darauf hingewieſen werden. Er erſchwert ſeine ſpäter
zweifellos mögliche bedeutende Wirkung. Seine Steigerungen im
Schubert Vortrag machten zuweilen auch einen etwas zu gewalt

ſamen Eindruck. Fräulein v. Hoeßlin trug ſodann ſechs Gedichte
Georg Trakls in einer Vertonung Paul Hindemiths vor.
Wieder zeigte ſie ein treffliches Geſangs und Ausdrucksvermögen,
dem das begleitende Quartett mit Flöte und Klarinette einen
muſikaliſch ungemein Hintergrund gab. Karl Schmidt
bewährte ſich ber dieſen ipoſitionen als ein geſchickter Dirigent.
Die Sonate für Klawer von Alban Berg, ein modernes Ton
ſonvulat, das beim erſten Hören nicht für ſich ſprach, litt im Vor
trag des Herrn Jolles wieder unter den oben gekennzeichneten
Aeußerlichkeiten. Ein Konzert in CDur von J. S. Bach für zwei
glaviere brachte den impoſanten Abſchluß des ſchönen
Fritz Pierſig ſpielte neben Jolles. Das Paar war in Aufs-
faſſung und Temperament ſchwer zu vereinen. Wir möchten
nicht beurteilen, wie weit techniſche Fehler des Herrn Pierſig
damit zu entſchuldigen ſind. Der ganze Abend war eine wertvolle
Darbietung. Halles Muſikfreunde mögen den jungen Künſtlern
zur Seite ſtehen Dr. W. Bacher.

Der Wochenſpielplan des Stadttheaters. Montag, Donnerstag
und Freitag, 7/2 Uhr, geht Shakeſpeares „König Lear“ in Szene.
Mittwoch, 7 i Uhr, Wagners Tannhänſer“. Am Dienstag, 7/ Uhr.
geht als Erſtaufführung Schönherrs „Kindertragödie“
von Dr. Edgar Groß in Szene. Das wuchtige Drama, das voneiner fieberhaft ſpannenden darum erfüllt iſt, gehört zu den wir-
kungsvollſten Stücken des auf dem Theater heimiſchen Dichters Karl
Schönherr. Beſchäftigt ſind Berthel Grether, Fritz Henſel, Wolfgang
Hermann. Sonnabend in neuer Einſtudierung „Carmen“. Sonntag,
den 3. Februar, „Graf von Luxemburg“.

PVolksbühne. Einlöſung der 6. Beitragsmarke.

unter Regie

Als
6. Werk der 1. Reihe, Theatergemeinden G bis N e (grüne Karten),
wird die Wildente“ von Jbſen gegeben. Die Theaterkarten dazu

für die Theatergemeinden G und H vom 28. Januar biswerden
2. Februar, für die Theatergemeinden bis M vom 28. Januar bis
7. Februar unter Vorlegung der Mitgliedskarten in der Geſchäfts
ſtelle eingelöſt. Die Mitglieder werden gebeten, dieſe Termine pünkt
lich einzuhalten. Einheitspreis: 1,50 Mk. Die Mitglieder der
Theatergemeinde N werden den Theatergemeinden G bis M zugeteilt
und deshalb gebeten, vom 28. Januar bis 2. Februar ihre Wünſche
zu äußern. Für die Aufführung der Menſchenfreunde“ von Dehme
am Mittwoch, dem 30. Januar, 48 Uhr, im Thaliatheater ſind noch
Karten zu haben.

Gewerkſchaften zugeſtehen mußte, forderte er den Generalſtreik
und brachte ſchließlich eine Entſchließung eig, die ſich auf den
Boden der Konferenz in Weimar ſtellt, die unwahre Behauptung
enthält, daß der Bundesvorſtand die verſchiedenen Streiks nicht
unterſtütze und einen außerordentlichen Gewerkſchaftskongreß
forderte. Jm übrigen verurteilt die Entſchließung die Haltung
des Bundesvorſtandes und fordert die Aufhebung des Belagerungs-
zuſtandes.

Jn ſeinem Schlußwort ging Tarnow auf die Ausführun-
gen ein. Man kann den ADGvB. nicht für alles verantwortlich
machen. r bend war ?mmer, das zu erreichen, was erreichbarwar. Gewer ſhaftsarbeit iſt, etwas zu erreichen im Rahmen des

Erreichbaren, deshalb muß man erkennen, was iſt und nicht, wasman haben will. Für Winonen, die nicht erfüllt werden, machen

uns die Arbeiter verantwortlich. Maſſenkämpfe führen nicht zum
Ziel, weil die Vorausſetzungen fehlen. Die Arbeiterſchaft will
leben. Selbſt die einſtigen eifrigen Rufer nach dem Generalſtreik
ſind heute ſcheinbar anderer Meinung. Jn einem Rundſchreiben
der auf der Konferenz in Weimar gewählten Führung der illegalen
Organiſation heißt es daß jetzt nicht Maſſenkämpfe
werden könnten. Wer jetzt noch für die Diktatur des Proletariats
und den Generalſtreik eintrete, handle konterrevolutionär. Wer
ſich hinter die Konferenz von Weimar ſtellt, ſteht außerhalb der
Gewerkſchaften. Der Bundesvorſtand will keine Spaltung. Die
Oppoſition ſoll nicht ausgeſchloſſen werden, nur Nebenorganiſa-
tionen dürfen nicht geduldet werden. Er erſuchte, die Entſchließung
zurückzuziehen, was aber abgelehnt wurde.Vor er Abſtimmumg erklärte Genoſſe Heſſe namens der
VSPD.Gewerkſchafter, daß ſeine Freunde für die Aufhebung des
Belagerungszuſtandes ſtimmen. Was der weitere Jnhalt der
Entſchließung anbetrifft, ſo könnten ſie ſich an der Abſtimmung
nicht beteiligen, weil das eingetreten ſei, was zu Beginn der
Konferenz bereits ausgeſprochen wurde. Trotzdem die Konferenz
vom ADGGBV. einberufen ſei, trage ſie durch Einreichung der kom-
muniſtiſchen Entſchließung einen illegalen Charakter. Die der
VSPed. angehörenden Gewerkſchafter lehnen deshalb eine Be-
teiligung an der Abſtimmung ab, weil ſie nicht das Odium auf
ſich laden wollen, an einer Bewegung, die gegen die Richtlinien
und Beſchlüſſe des ADGGB. verſtößt, mitgearbeitet zu haben.

Die Entſchließung wurde dann gegen einige Stimmen kommu-
niſtiſcher Vertreter angenommen während ſich einige andere der
Stimme enthielten. Ebenſo eine Entſchließung die den ſtreikenden
Metallarbeitern die Sympathie ausſpricht. Bei der Erſatzwahl zum
Begirksvorſtand wurde Brauns (Halle) gewählt. K.

Abbau der Zentralarbeitsgemeinſchaft.
In der vergangene Woche ſtattgefundenen Sitzung des Bundes

ausſchuſſes iſt auch das weitere Verbleiben des ADGB. in der
Zentralarbeitsgemeinſchaft Gegenſtand eingehender Erörterun gen
geweſen. Ueber das Ergebnis der Verhandlungen enthielt der Ve-
richt, der nur dem „Vorwärts“ zugeſtellt wurde, merkwürdigerweiſe
nichts. Jetzt kündigt die „GewerkſchaftsZeitung“ des A. DGB.
das bevorſtehende Ende der Zentralarbeitsgemeinſchaft an, das mit
der folgenden Entſchließung des Bundesausſchuſſes
eingeleitet iſt:

„Der Bundesausſchuß bekennt ſich aufs neue zu dem in der Ver
faſſung niedergelegten Grundſatz der gleichbere chtigten
Mitwirkung der Arbeitnehmer in vwirtſchaft-
lichen Fragen. Er iſt ſich bewußt, daß damit ein Zuſammen
wirken mit dem Unternehmertum ebenſo unvermeidlich iſt wie bei
der gemeinſamen Regelung de eitsverhältniſſe in der Tarif-
gemeinſchaft.

Unbeſchadet dieſer grundſätzlichen Auffaſſung beantragt der Aus
ſchuß den Bundesvorſtand, ſein Verhältnis in der Zew-
tralarbeits gemeinſchaft zu löſen. Die Zentral-
arbeitsgemeinſchaft hat ſich organiſatoriſch und ſachlich außer
ſtande gezeigt, die ihr zufallenden Aufgaben zuerfüllen. Insbeſondere hat ſie nicht verhindern können, daß
weite Kreiſe der Unternehmer wirtſchaftlich und ſozial eine Hal-
tung einnehmen, die unvereinbar mit dem Geiſt und den Verein-
barungen der Arbeitsgemeinſchaft iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt
die Aufrechter haltung der Zentralarbeits-
gemeinſchaft nicht möglich.

Der Ausſchuß nimmt zuſtimmend Kenntnis von den Bemühun-
gen des Bundesvorſtandes, die Wahrnehmung der wirtſchafts
politiſchen Vertretung der Arbeitnehmer auf andere Weiſe zu
regeln. Er bevollmächtigt ihn, dieſe Bemühungen fortzuſetzen.
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Wir werden zu dem Beſchluß des Bundesausſchuſſes, die Ar
beitsgemeinſchaft mit dem Unternehmertum endlich zu löſen, noch
ausführlicher Stellung nehmen.

Die Lage im Metallarbeiterkampf.
Jn der am Sonnabend abgehaltenen wieder ſtark beſuchten

Streikverſammlung berichtete Kollege Höcker über die Bemühungen
der Leunagewaltigen, auch in ihrem Herrſchaftsbereich die Arbeits
zeit bis zu 84 Stunden (17) zu verlängern und teilte mit, daß
für die Metallinduſtrie Mitteldeutſchlands am Montag in Berlin
bei dem Reichsarbeitsminiſter verhandelt werden ſoll. Die Unter
nehmer lauern auf den Zuſammenbruch des Streiks. Jhre Hoff
nungen müſſen zuſchanden gemacht werden. Kollege Lüttich be
richtete über die Maßnahmen der Streikleitung und Ortsverwaltung
zwecks Auszahlung der Unterſtützung, Verteilung der Brote uſw.
Streikunterſtützung wird am Montag oder Dienstag ausgezahlt,
während am Sonnabend alle Streikenden einſchließlich der Unde terſee ein Brot erhalten haben. Die Brotfabriken Schubert
und Scheffelwerke haben es abgelehnt, die Metallarbeiter zu unter
ſtützen, weil auch ſie für die Einführung des Zehnſtundentages ſind.

Am Schluß teilte Kollege Höcker mit, daß eine Betriebsverſamm-
lung der ſtreikenden Metallarbeiter von der Polizei bewacht bzw.
aufgehoben wurde. Dieſe Beläſtigung muß entſchieden zurück
gewieſen werden. Nach Schluß der Verſammlung kamen die Be-
kriebe zuſammen, um weitere Maßnahmen zu treffen. Alle noch
in Arbeit ſtehenden Kollegen ſind verpflichtet, während des Streiks
einen Tagesverdienſt pro Woche abzuführen. Bereits ausgegebene
Liſten müſſen ſofort abgerechnet werden. Die Ortsverwaltung
verlangt von den Kollegen, daß dieſer Beſchluß ſtrikt durch reführ
wird.

Franenverſammlung der Streikenden.
Am Freitog fand im „Volkspark“ eine Verſammlung der Frauen

der ſtreikenden Metallarbeiter ſtatt, die ſich eines guten Beſuches
erfreute. Ausführlich erläuterte Höcker Urſachen und Ziele der
kapitaliſtiſchen Offenſive (Beſeitigung des Achtſtundentages und
Lohnabbau), andererſeits die Notwendigkeit des Abwehrkampfes
ſeitens der Arbeiter und ihrer Gewerkſchaften. An der Ausſprache
beteiligten ſich viele Frauen und auch Arbeitsloſe. Es wurde be
ſonders auf die Pflicht hingewieſen, daß den Metallarbeitern von
den Arbeitsloſen keine Schwierigkeiten bereitet werden.

Bau und Möbeltiſchler! Unſere Unternehmer wittern Morgek
luft. „Der Zeit Rechnung tragend, fordern wir die ſt indige
Arbeitswoche, die 61. Stunde iſt Ueberſtunde.“ So die Unter
nehmer an die Organiſation. Kollegen, wollt Jhr in das Joch
der Knechtſchaft zurück Jhr ſagt: Neinl So kommt in die Ver
ſammlung morgen, Dienstag *48 Uhr in den „Volkspark“.

Die Jranchenleitung.
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für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange; ſür Gewerk
Haftlichee, Proving und Sport: Gottlieb Kaſparek für
en Anzeigenteil: Wilhelm Herzig; ſämtlich in 63 t

Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck Halleſche Genoſſen-
ſchaftsBuchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle, Hargz 42/41,

geführt

c

e

h

e h

e

e

e



Aus aller Welt.
Großfeuer in einer Motorfabrik,

2000 Arbeiter brotlos.
Sonnabend früh kurz nach 6 Uhr iſt in der zum o Sie

mens u. Halske gehörigen Fabrik der Geſellſchaft für elektriſchen
Apparatebau G. m. b. H. in Mariendorf bei Berlin ein Feuer aus
gebrochen, das trotz größter Anſtrengung eines Rieſenaufgebots
von Feuerwehr faſt vollſtändig die geſamten Anlagen des Werkes
vernichtet hat. Ein enormer Schaden iſt entſtanden, der Betrieb
der Fabrik muß zeitweilig eingeſtellt werden, wodurch über 2000
Arbeiter ihre Arbeitsſtelle verlieren.

Der Brand iſt kurz nach 6 Uhr bemerkt worden, und ehe die als
erſte herbeieilende Feuerwehr, die Fabrikfeuerwehr der Daimler-
Motorenwerke aus Marienfelde, an Ort und Stelle war, ſtand
bereits ein Teil der Fabrikanlagen in hellem Feuer. Die Hitze-
entwicklung war derart, daß das auf dem Nachbargrundſtück be-

über noch nichts Gewiſſes zu erfahren, weil erſt die Sachverſtän
den Anlaß zum Brand hat, doch ſt dar

digen gehört werden müſſen. Der Schaden iſt gang ungeheuer.
Nicht nur die Vernichtung des koſtbaren Maſchinen und Werk
zeugmaterials, ſondern auch die Zerſtörung des geſamten Lagers

zu bekla Wahrſcheinlich wird ſich der Schaden auf viele
Millionen k belaufen. Auch r kann jetzt, unmittelbar
nach dem Brand, nichts Näheres geſagt werden und jede Schäßung
beruht nur auf Vermutungen. Sehr zu beklagen iſt es, daß eine
Stillegung des Betriebes erfolgen muß. In dieſem Teil des
Siemens-Konzerns werden gegenwärtig über 2000 Arbeiter be-
ſchäftigt, die nun alle brotlos werden.

Verhaftung eines mehrfachen Mörders.
Ein wißlungener Befreinnasverſuch.

München, 27. Januar.
Ber dem Verſuch, ſeinen wegen Mordes an dem eigenen Kind

verhafteten Bruder aus dem Gefängnis zu befreien, wurde in
Moosburg der Schloſſer Otto Kage bauer verhaftet. Jm Verhör

für die Kalibergwerke in Staßfurt die Holzfäſſer lkeferte. Wefter
wurde der Ingenieur des Salzwerkes Puſchmann und ein
Fabrikmeiſter verhaftet, da ſie in dringendem Verdachte ſtehen, für
den Fabrikbeſitzer Krüger große Lieferungen verbucht zu haben, die
gar nicht gemacht worden ſind. Die Salzwerke wurden dadurch
33 beträchtliche Summen geſchädigt. Weitere Verhaftungen ſtehen

or

Hunderte Menſchen in Lebensgefahr.
Kopenhagen, 28. Januar. (WTB.)

Auf den zugefrorenen Oereſund hatte ſich geſtern eine großeAnzahl Menſchen begeben. Da vom Lande ſtarker Weſtwind wehte,

war das Betreten des Eiſes mit großer Gefahr verbunden. Als
trotz der Warnung gegen 4 Uhr nachmittags noch mehrere
hundert Menſchen ſich auf dem Eiſe befanden, riß ſich plötzlich
mit ohrenbetäubendem Knall das Eis bei Hellerup los und trieb
in den Sund hinein. Fiſcherboote und ein Kopenhagener
34 ndelsdampfer vermochten alle auf dem treibenden Eiſe

efindlichen zu retten. Auch die ins Waſſer Gefallenen konnten
indliche Filmatelier „Glashaus Terra' zeitweilig ſehr ſtark ge gab er zu. daß er gemeinſam mit ſeinem Bruder im Jahre 1920 aufgefiſcht werden
hrdet war. Der Wind ſchlug die Flammen nach dieſem Gebäude die Dienſtmagdswitwe Meherta hler in Gregorsweier er-

und die Hitzeentwicklung war ſo ſtark, daß die großen Scheiben mordet und ihr Anweſen in Brand geſteckt habe. Ferner ge Vierzig Bergleute von der Außenwelt abgeſchnitten. Aus Neues Glaswände zum Teil geplatzt ſind. Die inzwiſchen zur Hilfe ſtand er, im re 1922 gemeinſam mit ſeinem Bruder Karl den york wird gemeldet: Nach einer Meldung aus Shanktown ſind in
leiſtung herbeigerufene Berliner Berufsfeuerwehr, die durch die Gaſtwirt Kaltermeier und den Zimmermann Schreck an folge einer ſchweren Exploſion im Bergwerk etwa vierzig Berg
Feuerwehren der ſüdlichen n W r rer der Amperbrücke ermordet zu haben. leute von der Außenwelt abgeſchnitten.
Wehren verſtärkt wurde, legte das Hauptgewicht ihrer Tätigkeitdarauf, das Filmhaus und das an der Front gelegene Wohnhaus Beirug an den Staßturter Salzwerken Nach fünfjähriger Bauzeit i nunmehr die große Waſſerkraft-
der Motorenwerke zu ſchützen. Es iſt auch gelungen, hier die anlage des Walchenſees ihrer Vollendung ſo weit zugeführt wor-t Gefahr abguwenden. Deſſau, 27. Januar. den, daß am Sonnabend mit der Krafterzeugung eingeſetzt werdenDie Urſache des Brandes iſt noch nicht mit Sicherheit feſtzu Aufſehenerregende Verhaftungen ſind in Staßfurt er konnte. Das bayeriſche Werk konnte die Krafterzeugung auf-
ſtellen. Es wird angenommen, daß Kurzſchluß in der Nähe des l folgt. Die Polizei verhaftete den Fabrikbeſitzer Krüger, der l nehmen.

Vertrete
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Die poſitive Parteiarbeit über alles.
Der Unterbexirk Halle- Saalkreis ſpricht Parteileitung und Reichstagsfraktion das Vertrauen aus.

Für die Politik der Partei, nicht gegen ſie!
Geſtern traten im „Volkspark“ die Delegierten der Ortsvereine

des Saalkreiſes zuſammen, um über die Politik der Partei zu
ſprechen und die Wahlen zum Bezirksparteitag vorzunehmen. Als
Referenten waren die Reichstagsabgeordneten Genoſſen Hilden

rand und Kunert erſchienen. Wir werden auf ihre Aus-
jahrungen unten näher eingehen. Jn der Diskuſſion zeigten ſich
außer den Aeußerungen nach der einen oder der anderen Richtung
auch neue Geſichtspunkte, Forderungen die nichts anderes
wollen, als poſitive Parteiarbeit. Die Zeit bis zu
ben Wahlen iſt nicht mehr lang, und ungeheure Anforderungen
warten unſer. Die Feſtſtellung, daß wir jetzt weniger denn je
Kräfte haben, für die keine Aufgaben vorhanden ſind, bringt mehr
Genoſſen als früher zu der Erkenntnis: nicht die Politik der
Partei ſelbſt iſt ſchädlich, ſondern der mit nutzlos vertanem
Eifer geführte Streit über dieſe Politik. Als entſchiedene
Vertreter dieſer Auffaſſung traten vor allem die Genoſſen Ferch
landt, Robert Heine und Reichstagsabgeordneter Krüger
hervor. Die ſcharfe Umreißung des Standpunktes, daß es nichts
Entſchiedenes geben kann als die Erfüllung der
hauptſächlichſten Aufgaben, iſt um ſo erfreulicher, als V
bisher jeder noch ſo rührige Parteigenoſſe in den Verdacht kam,
keine Meinung zu haben, wenn er ſich nicht unbedingt zu
einer der herrſchenden Meinungen von links oder rechts bekannte.

Bemerkenswert dazu waren beſonders die Ausführungen des
Genoſſen Krüger, der eben weil er ſich gewiſſenhaft
prüft weder immer mit dem rechten, noch aber mit dem linken
Flügel der Reichstagsfraktion gehen kann. Der Redner ſagte, er
ſei ſich inmitten des Richtungsſtreites zuweilen ſo vorgekommen,
als gehöre er überhaupt nicht mehr zur Partei.

Gleichzeitig mit der Entſchließung Heine-Seiler-Oel-
ſchläger, die der Parteileitung und der Reichstagsfraktion das
Vertrauen ausſpricht und Aufhebung des Ausnahme-
zuſtawdes fordert, gelangte ein Antrag Lange-Ferch-
landt-Stengel, nicht links oder rechts, ſondern gerade

aus zu ſehen, mit 24: 18 Stimmen zur Annahme. Die Reſo-
lutionen haben folgenden Wortlaut:

I.

„Unbeſchadet der Stellung der einzelnen Parteigenoſſen zu den
politiſchen Tagesfragen ſtellt ſich die Unterbezirkskonferenz Halle
Saalkreis im Jntereſſe der in Mitteldeutſchland beſonders ge-
fährdeten Einheit der Partei hinter Parteileitung und
Reichstagsfraktion in der Erwartung, daß beide Körper
ſchaften ihr möglichſtes t un werden, die Lage der arbeiten
den Klaſſe in den kommenden ſchweren Wochen nach Möglichkeit
zu erleichtern.

Dazu gehört in erſter Linie die Aufhebung des Bela-
gerungszuſtandes, und die Konferenz verlangt deshalb
vom Varteivorſtand und der Reichstagsfraktion, daß ſie mit aller

Kraft dahin arbeiten, die Aufhebung des Belagerungszuſtandes
durchzuſetzen

II.

nalds arikhterbezirksparteitag HalleSaalkreis iſt der Ueber-
eigentlig, daß der Partei die Gefahr, das Vertrauen der Maſſen
übeverlieren, nicht wegen ihrer Politik, ſondern wegen
Acs Streites um ihre Politik droht. Die heutigen Formen
des Richtungsſtreites erhöhen dieſe Gefahr, weil ſie die Zerriſſen-
heit in der Arbeiterſchaft fördern. Die Klärung der mit der

„Koalitionspolitik verbundenen Fragen iſt ſelbſtverſtändlich wich-
tig; ihre Erörterung darf jedoch innerhalb der Parteiarbeit
nicht die hauptſächlichſten Jntereſſen über-
wuchern.

Der Unterbezirfstag fordert deshalb angeſichts der bevorſtehen-
den Kämpfe, daß an die Stelle der un fruchtbaren Diskuſſionen
der Vergangenheit eine tatkräftige ſozigaliſtiſche Ar-
beit ſchlechthin tritt.

Genoſſe Hildenbrand führte in ſeinem Referat über die
Politik der Partei aus: Die Arbeit der Sozialdemokratie war von
Anfang an auf wirtſchaftliche und politiſche Befreiung der Ar-
beiterklaſſe gerichtet. Es war Gemeingut der ganzen Partei, daß
die wirtſchaftliche Befreiung erſt durch die Aufhebung des Privat
eigentums an den Produktionsmitteln möglich iſt. Die Er-
ringung der politiſchen Macht durch die Arbeiterklaſſe
iſt dafür Vor ausſetzung. Als Mittel hatten wir uns die
Gewinnung der Mehrheit des Volkes durch Aufklärungsarbeit ge-
dacht. Der im Kriege erfolgte Zuſammenprall von kapitaliſtiſchen
und imperigliſtiſchen Machtgruppen hat der Demokratie in ganz
Europa die Wege geebnet. Jm Augenblick des Zuſammenbruche
zeigte es ſich, daß die Sozialdemokratie das Vertrauen des Volkes
beſaß. Sie mußte die Regierung übernehmen und verwirklichte
das Mögliche. Aber die Arbeiterregierung hatte ſich nicht gegen
die Feinde von links, ſondern gegen die eigenen Klaſſengenoſſen
zu wehren. Wir konnten den neuen Staat nur auf Grund einer
neuen Verfaſſung und nicht ohne Nationalverfaſſung ſchaffen. Der
Kampf um die Frage der Nationalverſammlung verhinderte, daß
die Arbeiterſchaft mit einer Mehrheit aus den Wahlen hervorging.

nnoch erhielten wir eine Verfaſſung, die alle Erwartungen der
Vorkriegszeit übertraf. Die Hauptoufgabe entſtand aus der
Durchführung der Verfaſſung, wir konnten das nur durch
Beteiligung an der Regierung um jeden Preis. Durch unſeren
Austritt aus der Regierung im Jahre 192) entledigten wir uns
zwar der unmittelbaren Verantwortung, zwangen aber die übrigen
Koalitionsparteien, ſich rechts neue Kampfgenoſſen zu ſuchen. Erz-
berger wäre nicht ermordet worden, wenn die Politik des Zentrums
den Reaktionären angenehm geweſen wäre. Aber wie wir keine
Politik machen können, die uns die Arbeiter verſcheucht, ſo kann
das Zentrum ſeine Wähler nicht der Deutſchen Volkspartei zu-
treiben. Deshalb wollte das Zentrum die Volkspartei mitver-
antwortlich in der Regierung ſehen. Der Skandal bei der Finan-
zierung des Ruhrabwehrkampfes wäre nicht möglich geweſen, wenn
wir uns an der Regierung beteiligt hätten.

Selbſtverſtändlich müßte der Ausnahmezuſtand längſt auf-
gehoben ſein. Aber wir dürfen nicht vergeſſen, daß die Dinge in
Bayern ohne Ausnahmezuſtand viel ſchlimmer ausgelaufen wären.
Sachſen beweiſt wieder, daß die Kommuniſten nur immer dort
groß geworden ſind, wo die Partei mit ihnen geliebäugelt hat,
nicht aber dort, wo unſer Standpunkt ſcharf abgegrenzt wurde.
im die Frage „Praftiſche Politik. oder Agitationspolitik?“ geht

die Diskuſſion ſeit Jahrzehnten. Sie muß ſelbſtverſtändlich in
alter Freundſchaft in unſerer Partei ausgetragen werden, damit
wir unſere hiſtoriſche Aufgabe erfüllen können. Wir ſind nur
mächtig im Staat, wenn wir eine ſozialdemokratiſche Mehrheit

Solange wir ſie nicht haben, müſſen wir jede Ge
legenheit gusnützen, um wenigſtens Einfluß auf
en Staatsapparat zu gewinnen.
Genoſſe Kunert führte aus, daß Genoſſe Hildenbrand die

Politik Wirths zu günſtig beurteilt habe. Die Früchte der Koali-
tionspolitik ſind wirklich nicht ſo erheblich. Er erinnext an die

ZAweites Blatt.

Militärpolitik, die en zporirik die Ernährungspolitik und den
Abbau auf allen Gebieten. Der heute beſtehende militäriſche Aus-
nahmezuſtand iſt ein ſchlagendes Beiſpiel für die Untauglichkeit
der gen ozialiſtiſchen Koalitionspolitik. Die Minderheit
der Reichstagsfraktion hat nicht weniger als dreimal beantragt,
die Fraktion möge ſich für Schritte entſchließen, die zur Aufhebung
des Ausnahmezuſtandes führen. Der Artikel 48 der Reichsver
faſſung gibt dem Reichspräſidenten Rechte, die einer zur Repräſen
tation beſtimmten Perſon nicht zuſtehen. Die Ausführenden des
Ausnahmeguſtandes haben ſich aber nicht einmal mit der Verwer-
tung der ihnen übertragenen Befugniſſe begnügt. Dem Artikel 48
müſſen die Zähne ausgebrochen werden. Der Ausführende des
a tandes in höchſter r iſt der Oberbefehlshaber.
Er trifft auch rein politiſche Maßnahmen. Nach der
Reichsverfaſſung darf ſich ein Soldat, ob Offizier, ob „Gemeiner“,
überhaupt nicht politiſch betätigen. Genoſſe Kunert
berief ſich auf die Zeugniſſe angeſehener Rechtslehrer, daß dieRechte des Artikels 48 der Reichsverfa ung mißbraucht werden.

Zum Ermächtigungsgeſetz führte Genoſſe Kunert aus: Parla-
mentsrechte ſind Volksrechte. Sie durften unter keinen Umſtänden
aufgegeben werden. Das läßt ſich von keinem parlamentariſchen
Standpunkt aus rechtfertigen. Der Redner machte dann über
die einzelnen Verordnungen nähere Ausführungen. Die Fraktion
hat erklären laſſen, daß die Fraktion jede Verantwortung für die

erordnungen ablehnt und daß die Regierung gang allein ver-
antwortlich iſt. Aber ein Reſt der Verantwortung bleibt doch auf
uns hängen. Eine organiſierte Oppoſition in unſerer Partei
iſt nicht vorhanden. Die Forderungen der Genoſſin Sender ſind
nicht das Programm der Oppoſition. Sie ſtellen eine reine Pri
vatarbeit dar. Die Oppoſition kennt kein anderes Programm
als das Aktionsprogramm der Partei. Wie auch die Dinge aus
gehen mögen: Wir müſſen uns in Brüderlichkeit und Duldſamkeit
verſtändigen, dann werden wir große Dinge erreichen.

Jn der Diskuſſion ſagte. Genoſſe Thiele: Wir haben Hun
derte von Verſammlungen mit dem gleichen Thema gehabt. Aber
einer überzeugt den anderen nicht. Vergeſſen wir nicht, daß die
Partei keinen Schritt vorwärts gehen konnte, ohne daß eine
Gruppe von „Nein“Sagern aufſtand. Selbſt Paul Singer
meinte z. B., die Partei könne nicht an der Kommunalverwaltung
teilnehmen. Die Macht der Verhältniſſe zwang uns hier wie
anderswo. Auch der radikalſte Genoſſe hat inzwiſchen einſehen
müſſen: Die Eroberung der politiſchen Macht kann nicht ein
Akt ſein, ſondern iſt eine Kette von Handlungen mit Ent
täuſchungen und Rückſchlägen. Die radikalen Genoſſen mögen
beliebig opponieren, aber ſie dürfen ſich nicht einbilden, ſie ſeien
die „reineren Sozialiſten“.

Genoſſe Jänicke Genoſſe Hildenbrand erwähnte die Stellung-
nahme der Partei zum Militär vor dem Kriege, nicht aber die
vom 4. Auguſt 1914. Wenn die Geſchloſſenheit der Arbeiter bei
den Wahlen zur Nationalverſammlung fehlte, dann lag es an der
Politik der Partei während des Krieges. Der Fehler wurde nicht
außerhalb der Regierung der Volksbeauftragten, ſondern in der
Regierung, durch die SPD.Genoſſen, gemacht. Zur Vorbereitung
der Wahl von 1919 war überhaupt keine Zeit. Wenn die Ver
faſſung ſo gut wäre, wie der Genoſſe Hildenbrand ſagt, ſo könnte
ſie den Artikel 48 nicht haben.

Genoſſe Vetter: m Agitation lbenkte unſeren
Blick nuk auf das Ziel. Die Fragen der praktiſchen Aus
führung wurden vernachläſſigt. Darum mußte die Arbeiterſchaft
verſagen.

enoſſe ALbrecht: Die Sozialdemokratie ift durch den Kampf
der Meinungen groß geworden. Nur durch das Sozialiſtengeſetz
trat er etwas in den Hintergrund. Der Repiſionismus hatte ſogar
ſein wiſfenſchaftliches Organ. Wenn die Partei ihre Politik ſo
weitertreibt, dann wird die heutige Oppoſition bald die Mehrheit
haben. Aber auch dann wird es noch zweierlei Meinungen in
der Partei geben. Die Volksbeauftragten mußten uns die Sogia
liſierung von Grund und Boden bringen.

Sehr behergzigenswerte Worte fand der Genoſſe Ferchlandt:
Jeder Sozialiſt behauptet, Marxiſt zu ſein. Es gab nur einen
Sozialiſten, der ſagte: „Jch bin kein Marrxiſt“. Das war Marx
ſelbſt (mit Bezug auf die franzöſiſchen „Marxiſten“). Es herrſcht
Einigkeit, daß gegen die Koalitionspolitik grundſätzlich nichts
einguwenden iſt, ſolange uns die Kraft zu einer ſelbſtändigen ſo
zialiſtiſchen Politik fehlt. Wenn unſere Männer hinaus-
gingen, um das Bürgertum zu bekämpfen wir
wären unwiderſtehlich Statt deſſen treiben wir Rich-
tung sſtreit. Für uns handelt es ſich nicht um die Vergangen
heit, ſondern um die Erforderniſſe der Gegenwart und der Zukunft.
Viele Genoſſen wollen überhaupt nichts vom Meinung s-
ſtreurt hören, weil ſie es für das Wichtigſt e halten, zur
Partei zu ſtehen und ſozigliſtiſche Politik zutreiben.

Genoſſe Peter s vermißt den poſitiven Nachiveis vom proakti-
ſchen Erfolg der Kogalitionspolitik. Wir können aber den gegen-
teiligen Bewers erbringen. Die Generale regieren nicht erſt ſeit
unſerem Austritt ans der Regierung. Das Ruhrabenteuer kann
man nicht der Regierung Cuno allein in die Schuhe ſchieben.
Schon unter der Regierung Wirth wurden die Lieferungen an
Frankreich durch die Jnduſtriellen ſalottert. Wir müſſen unſere
Stellungnahme zum Staat ganz erheblich revidieren, wenn wir
eine ernſthafte ſogialiſtiſche Politik treiben wollen.

Genoſſ. Heine betonte, daß wir das Vertrauen der Maſſen
nicht verlören, weil wir Koalitionspolitik treiben, ſondern weil
wir die Zerriſſenheit fördern.

Genoſſe Nichard Krüger: Die Oppoſition hat es ſich immer
leicht gemacht, denn ſie braucht eine Kritik über ſich ergehen zu
laſſen aber praktiſche Politik fordert Verantwortung. Selbſt die
Sozraliſten Englands machen zuerſt engliſche Palitik.

Nachdem noh Genoſſe Rauſchenbach auf die ſchwebenden
Fragen eingegangen war, erhielten die Referenten das Schlußwort.
Genoſſe Kunert hat gefunden, daß der Geiſt in den letzten Ver-
ſammlungen überall gut war Wenn wir heute nicht die Macht
haben, ſo liegt das auch daxan, daß ein großer Teil der Arbeiter
noch immer init den Bürgerlichen läuft. Genoſſe Hildenbrand
glaubt, daß die Differenzen nicht nur aus der Vergangenheit,
ſondern gquch aus der Gegenwart ſtammen. Der Rodner verwahrte
ſich angeſichts der Vorwürfe des Genoſſen Albrecht dagegen, daß
auch nur ein Sozialdemokrat daran gedacht habe, den Hohenzollern
die Krone zu erhalten. Jn ausführlichen Darlegungen Zeigte
Genoſſe Hildenbrand auf beſondere Anregung ſchließlich, war um
die Annnhme des Ermächtigungsgeſetzes das kleinere
Nebel war. Jn einer Partei wie der unſeren ſollte das Disku-
tieren über den Weg vorber ſein. Für uns gibt es nur eins:
nnentwegte Ausnützung der vorhandenen Macht
überall!Darauf wurden die beiden Reſolutionen, deren Wortlaut
wir oben veröffentlichten, angenommen.

Die Wahlen zum Bezirksparteitag hatten folgendes
Ergebnis Genoſſe Schlüter, Genoſſin Beder und die Genoſſen
Heine, Göbel und Brock; Erſatz: die Genoſſen Fritz Strauß und
Hermann Krüger. Als Delegierter zum Reichspartertag
wurde Genoſſe Petersdorff (als Erſatz die Genoſſin Becker)
vorgeſchlagen.M i stagskandidaten wurden folgende Genoſſen

arie Wackwitz.

Montag, den 28. Januar

Entſchli der Konferenz mit dem Parteivorſtand gelaſſen und
zur Tagesordnung übergegangen.

Nachdem Genoſſe Görſch noch zur Unterſtützung der
Jugend aufgerufen hatte, ging die Verſammlung mit einem
dreifachen Hoch auf die Sozialdemokratie auseinander.

In eigener Sache
Die Unterbezerkskonferenz Halle-Saalkreis hat mich am geſtrigen

Sonntag neben anderen Genoſſen als Kandidaten für den Reichstag
nominiert. Da ich jedoch feſt entſchloſſen bin, meine beſcheidenen
Kräfte ausſchließlich dem Dienſt an der Partei im halliſchen Be
zirk zu widmen, ſo bin ich leider gezwungen, die Annahme der
Kandidatur abzulehnen. Gleichzeitig danke ich den Parteigenoſſen
für das durch die Aufſtellung in mich geſetzte Vertrauen.

Dieſe öffentliche Erklärung wurde dadurch nötig, weil ich am
Sonntag infolge Teilnahme an der Mansfelder Unterbezirks
konferenz verhindert war, das oben Ausgeführte der halliſchen
Konferenz mündlich mitguteilen. Schul z.

Erweiterung der Volksſpeilung.
Dank einer Spende aus der Schweiz beſteht die Möglichkeit, die

a der zu Speiſenden ganz weſentlich zu erhöhen. Perſonen. die
ich für die Speiſung bewerben wollen, werden gebeten, ſich ſchriftlich
oder mündlich unter Angabe ihres Namens, der Wohnung, des Alters
und des Berufes auf der Geſchäftsſtelle der Altershilfe, Magdeburger
Straße 21, anzumelden.

Unpolitiſche Aufgaben des Reſchsbundes jüdiſcher
Frontſoldaten.

Unter Bezugnahme auf unſeren Artikel in Nr. 13 teilt uns der
Reichsbund jüdiſcher Frontſoldaten mit, daß ſeine Mittel und Ziele
völlig unpolitiſch ſind. Seine Aufgaben ſieht er in erſter Linie in
dem Zuſammenſchluß der jüdiſchen Frontſoldaten Deutſchlands zur
Wahrung ihrer gemeinſamen Jntereſſen, Förderung der Kriegsfürſorge
und der Kameradſchaft. Jn ſeiner Leitung befinden ſich Angehörige
aller politiſchen Parteien, auch ſolche republikaniſcher Geſinnung.
Ein Beſchluß, der den Mitgliedern des Reichsbundes jüdiſcher Front
ſoldaten empfiehlt, dem „Republikaniſchen Schutzbund' nicht beizu-
treten, wurde nie gefaßt. Dem Vorſtand iſt nicht bekannt. daß dem
von uns erwähnten früheren Mitglied des Reichsbundes die Aufgabe
der wen wegen ſeiner politiſchen Geſinnung angeraten
worden ſei

Rentenzahlung bei der Poſt. Die Zahlung der Militärrenten
und der Jnvaliden und Unfallrenten findet beim Poſtamt II, Thielen
ſtraße 23, wie folgt ſtatt: a) Militärrenten am 29. Januar für
die Nr. 1 bis 3500, am 30. Januar für die Nr. 3501 bis Schluß,
am 31. Januar für die Nachzügler. Am 1. und 2. Februar werden
Militärrenten nicht gezahlt. Weitere Zahlungen erfolgen vom 4. bis
8. Februar. Die bis dahin nicht erhobenen Renten werden am
11. Februar unter Erhebung einer Beſtellgebühr von 5 Goldpfennig
durch Beſteller zugeſtellt. v) Jnvaliden- und Unfallrenten
am I. Februar für die Nr. 1 bis 3800, am 2. Februar für die Nr.
3801 bis Schluß. Vom 29. Januar bis einſchl. 6. Februar werden
die Renten von 8 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags, an den
folgenden Tagen von 9 bis 12 Uhr vormittags und 3 bis 6 Uhr
nachmittags gezahlt.

Zahlung der Zuſatzrente für das letzte
Zahlung der Zuſatzrente (Teuerungszuſchuß) für
für das letzte Januardrittel erfolgt als Barzahlung durch die Kriegs-
hinterbliebenenFürſorge, Kleine Steinſtr. 8Il] und zwar: Donners
tag, den 31. Januar, vormittags von 9 bis 1 Uhr, Buchſtaben A-L,
Freitag, den l. Februar, vormittags von 9 bis 1 Uhr, Buchſtaben
M--2. Als Ausweis haben die Empfangsberechtigten bezw. deren
Bevollmächtigte die Ausweiskarte unbedingt mitzubringen.

Stiller Kinoſonntag. Uns wird geſchrieben: Die in den hie
ſigen großen Lichtſpielhäuſern beſchäftigten Muſiker wurden bis
her nach einem Schiedsſpruch des hieſigen Schlichtungsausſchuſſes
vom 7. Dezember 1928 mit 4 Goldmark pro Tag bezahlt. Auch der
wöchentlich feſtgelegte freie Tag wurde mit 4 Goldmark bezahlt.
Die Muſiker verlangten eine Erhöhung von 4 auf 8 Mk., alſo eine
100pxozentige Zulage. Nachdem ihnen dieſe am Sonntag nicht
bewilligt wurde, legten ſämtliche Orcheſtermitglieder plötzlich ihre
Axbeit nieder. Die Lichtſpiel- Unternehmungen erklären, daß ſie
durch andere Laſten ſchwer zu ringen haben und deshalb außer-
ſtande ſeien, derartige Gehaltsforderungen zu erfüllen.

Von der Volksyochſchule. Trotz der augenblicklich ſchwierigen
wirtſchaftlichen Lage vieler Hörer hat die Volkshochſchuke auch in
dieſom Semeſter wieder einen ſtarken Beſuch aufzuweiſen. Bis
um Beginn der Kurſe wurden, ohne Berückſichtigung aller Ver
kaufsſtellen, ſchon 5700 Hörer gesgählt. Ugr abend

Feuer im Schornſtein. Am Sonnabend gegen 7 Uhr aben
wurde die Feuerwehr nach der Gr. Steinſtr. 73 (Hotel Stadt Ham-
burg) zur Beſeitigung eines Schornſteinbrandes gerufen. Nach einer
Tätigkeit von 45 Minuten konnte die Feuerwehr zur Wache zurück
kehren.

Vor Schwüche umgefallen. Jn der Nacht vom 26. zum 27. Ja
nuar wurde in der Lindenſtraße ein Mann in bewußtloſem Zuſtande
aufgefunden. Die Bewußtloſigkeit war durch einen Schwächeanfall
hervorgerufen. Der Bewußtloſe wurde nach der Polizeiwache ge
bracht. von dort konnte er nach ſeiner Erholung den Weg nach Hauſe
fortſetzen.

Ueberfahren. Am 27. Jannar abends wurde in der Magdeburger
Straße ein Heizer von einem Perſonenkraftwagen überfahren. Hierbei
erlitt der Heizer einen Bruch des rechten Beines. Er wurde nach
der Klinik gebracht. Die Schuldfrage wird noch geklärt.

anunardrittel. Die
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Beſtellzettel.
Vom 1. Februar 1924 an iſt das die

„Volksblatt Mansfeder Vollszeitung
r

Rickht zutreffendes ſir

mit der Jll. Untervaltungsbeilage „Vork und Zeit zum
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Raute, Peters, Schulz und Thiele.
Ueber den Zeitungsſtreit berichtete Genoſſe Deininger

die mehr oder minder bekannten Dinge. Nach einer ausgiebigen
Ausſprache, die neue Mamente nicht brachte, wurde es bei der
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Aus der Provinz
Der Bezugspreis

unſerer Zeitung beträgt für die nächſten 14 Tage 1,29 Mk. alſo
60 Pfennig wöchentlich

Außer dieſem Preisnachlaß wollen wir noch weitere Vorteile
gewähren. Um beſonders unſeren Leſerinnen noch mehr guten
Unterhaltungsſtoff zu bieten, legen wir ab 1. Februar der Ge-
ſamtauflage allwöchentlich die illuſtrierte Unterhaltungsbeilage

„Volk und Zeſt“
bei.

Unabhängig von dieſer Bereicherung der Zeitung wird der Be
zugspreis ſobald wie möglich weiter herabgeſetzt, womit
wir dann auch der vielfach gewünſchten monatlichen Kaſſierung
wieder näher kommen. Das iſt am eheſten möglich miß tatkräftiger
Unterſtützung aller unſerer Leſer bei der dafür notwendigen
Steigerung der Geſamtauflage durch Gewinnung
neuer Bezieher. Möge deshalb je der Leſer beim bevorſtehenden
Monatswechſel ſeiner Zeitung wenigſtens einen neuen Be
zieher gewinnen, damit die ſtetige Verbilligung und zu
nehmende Ausſtattung der Zeitung weiter durchgeführt werden
kann.

hypotheken im Portobuch.
Dreißig Jahre lang angeſammelte Ardeiterwohlfahrtsgeider

vernichtet.

Die Jnvalidenverſicherung iſt auf dem ſogenannten „Hapttal
veckungsverfahren“ aufgebaut. Von vornherein waren die Beiträge
ſo hoch bemeſſen, daß die Landesverſicherungs anſtalten hohe Ueber
ſchüſſe erzielten, um das ſpätere Riſiko an Renten und ſonſtigen
Leiſtungen aus den Erträgniſſen der Kapitalien zu decken. Die
Renten wurden immer ſo miedrig gehalten, daß fie nicht entfernt
zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes eines erbsunfähigen
hinvreichten. So kam es, daß die Landesverſicherungs-
anſtalt Sachſen- Anhalt in mehr als dreißigjähriger
Sparſamkeit bis Ende 1922 ein Vermögen von 383 Millionen Mark
zuſammen hatte. Davon waren 85 Millionen Mark in Wert-
papieren, 293 Millionen Mark in Darlehen und der kleinſte Teil
ron 414 Millionen Mark in Grundſtücken und beweglichen Einrich
tungen angelegt. Unter den früheren Verhältniſſen hätten mit den
Geldern richtige Leiſtungen vollbracht werden können.

Da kam die kataſtrophale Geldentwertung. Das geſamte Ver
mögen reichte nicht mehr dazu aus, um auch nerr einen gewöhnlichen
Brief zu franlieren. Die Darlehnsnehmer benutzten die leichte
Gelegenhert, die geſchuldete Summe zurückzuzahlen. Von 62 meiſt
auf ländliche Grundſtücke eingetragenen Hypotheken ſind bis An-
fang Oktober 1923 56 zurückgezahlt worden, von 193 Schuldſchein
darlehn, die meiſt an Gemeinden geo waren, wunden 152
zurückgezahlt. Wie Geheimrat Mölle in der letzten Jahresver-
ſammlung der Landesverſicherungsanſtalt ausführte, wurden noch
eine Anzahl kleiner Darlehen, um die Scherevei damit los zu
bekommen, dadurch aus der Welt geſchafft, daß ſie im Portoburch
als Ausgabe gebucht wurden.

Eine ganz beſondere Rolle ſpielten bei der Landesverſicherungs
anſtalt die „Arbeiterwohlfahrtsdarlehn“. Die Anſtalt war geſetz
lich gezwungen, einen beſtimmten Teil ihres Vermögens in Unter
nehmungen und Veranſtaltungen anzulegen, die gemeinnützigen
Charakter tragen und der werktätigen Bevölkerung vorteilhaft ſind.
Vorzugswweiſe kam hier der Bau von Arbeiterwohnungen in Frage.
Bis Jum 1923 wurden für dieſe Zwecke 28 Millionen Mark aus

liehen. Davon kamen rund 20 Millionen Mark an Baugenoſſen-
chaften und Bauvereine, 8 Millionen Mark an Kommunalverbände,

der Reſt an Arbeitgeber und Verſicherte. Außerdem wurden bis
Juni 1923 zuſammen 68 Rentengüter beliehen, 25 Millionen Mark
für den Bau von Kranken- und Geneſungshäuſern, Volksheil-
ftätten. Volksbädern, Waſſerleitungs-Kanaliſationen und ähnliche
Wohlfahrtseinrichtungen hergegeben uſw. Auch von allen dieſen
Darlehn iſt der allergrößte Teil wieder „zurückgezahlt“ worden.
Beiſpielsweiſe ſind von den zur Förderung des Kleinwohnungs-
baues gegebenen Darlehn 670 mit wertloſem Papiergeld zurück
gegeben worden, ſo daß Anfang Oktober 1923 mr noch 28 ſolcher
Darlehn beſtanden, zum Teil weil das Porto nicht höher war als
das Darlehn.

So ſind die Sachwerte ſchuldenfrei geworden und die Landes
verſicherungsanſtalt bzw. die Arbeiterſchaft ift um ihr Geld ge-
kommen. Wie man täglich in den Zeitungen lieſt, ſuchen nun
die „ſchuldenfreien“ Grundſtücksbeſitzer meiſt erneut „Goldhypo
theken“. Vielleicht erhoffen ſie abermaliges ähnliches „Glück“ auf
Koſten der Arbeiterſchaft, die jahrzehntelang ihre ſauer verdienten
Groſchen in Form von Beiträgen zu zahlen gezwungen war. Die
große Maſſe der deutſchen Lohnarbeiterſchaft, der man durch die
Jnvalidenverſicherung einen „ſonnigen Lebensabend“ ſichern wollte,
iſt glatt betrogen worden. Betrogen von denen, die ſich jetzt nicht
fcheuen, offen mit ihren Diktaturplänen hervorzutreten. Die
kapitaliſtiſchen Haifiſche ſind es, die die 383 Goldmillionen der
mitteldeutſchen Proletarier bewußt entwerteten und dann in die
Portokaſſe warfen. Sollte man es für möglich halten, daß ſich
dennoch Arbeiter finden, die dieſen größten Räubern aller Zeiten
erneut ins hingehaltene gelbe Netz laufen ſolbten?

Merſeburg. Jugendweihe. Auch in dieſem Jahre ver
anſtaltet die Geſellſchaft „Proletariſcher Freidenker“ eine Jugend
weihe. Alle Arbeiter von Merſeburg und Umgegend, welche mit
der Kirche gebrochen haben und ihre Kinder nicht an der Konfir
mation teilnehmen laſſen. werden erſucht, dieſelben zur J
weihe anzumelden. Anmeldungen nehmen entgegen: Otto Pohle,
Lauchſtagedter Straße 24, Volksbuchhandlung, Markt 7, und Zim
mererverband, Seffnerſtr. 4 I.
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nur gegen den Zehnſtundentag, weil ſie befürchten, ihren Poſten
zu verlieren.“ es war baff ob ſolcher Weisheit und nur ein
Gedanke beherrſchte die Anweſenden. Schade, daß der Reichs
präſident dieſen Mann noch nicht entdeckt hat, denn ſonſt wäre
die Nullenwirtſchaft in Deutſchland nicht gekommen. Wie wär's,
Herr Stinnes, wenn Kuhlmann Wirtſcha tniſter würde?

Bitterfeld. Weitere Verſchlechterang des Arbeits-marktes. Nach dem Wochenbericht des Arkeitsnachweiſes für
den Kreis Bitterfeld iſt eine Beſſerung der Arbeitsmarktlage, die
ſich da und dort bemerkbar machte, im Bitterfelder Bezirk nicht zu
verzeichnen. Es iſt vielmehr noch eine Verſchlechterung eingetreten.
Die Entlaſſungsmaßnahmen der chemiſchen Induſtrie haben ſich
voll für den hieſigen Arbeitsnachweis noch nicht ausgewirkt. T
der erheblichen Wiedereinſtellungen iſt die Zahl der Er-
werbsloſen wiederum erhöht worden. lnterſtützte Er
werbsloſe ſind vorhanden: 3296 männliche Unterſtützungsempfänger
(mehr 353), 580 weibliche Unterſtützungsempfänger (mehr 88),
zuſammen 3866 mehr 891) 2968 unterſtützungsberechtigte An
gehörige (mehr 120), 424 Kurzarbeiter (mehr 200), Erwerbsloſe
überhaupt ſind vorhanden 4301 (mehr 122).

Unterbexirk Falkenderg.
Unterbezirkskonferenz im Unterbezirk V. Kreiſe Liebenwerda,

Torganu, Schweinitz.
Sonntag den 3. Februar 1924, vormittags 9 Uhr, findet

in Falkenberg im „SGeſellſchaftshaus“, Walter Rathenan
Stvaße eine Unterbezirkskonferenz ſtatt.

Tagesordnung:
Bericht des Unterbezirksvorſtandes.
Die politiſche Lage und die Taktik der Pavrtei. (Referent:
Genoſſe Dr. Kurt Geyer, Leipzig.)
Wahl der Delegierten zum Bezirksparteitag.
Die Gemeindewahlen. (Referent: Genoſſe Otto Diet-
rich, Gemeindevorſteher, Grünewalde.
Wahl des Unterbegirksvorſtandes.

6. Verſichedenes.
Genoſſen! Rüſtet zur Unterbegzirkskonferenz. Nehmt in den Ver-
ſammlungen Stellung und wählt Delegierte. Kein Ortsverein darf
unvertreten ſein. Kein Vertrauensmanrn der Partei darf fehlen.

Der Unterbezirksvorſtand. J. A.: Dietrich.
2

Liebenwerda. Ende des Aerzteſtrefkes. Wir berichtet
wird, wollen die Aerzte die Krankenkaſſ aufgeben. Man
konnte annehmen, daß bei der troſtloſen Lage der Krankenhaſſen
die Aergte den Kaſſen gegenüber ihr Ziel erreichten. Duvch den
We erfall wurde das Rückgrat, die Verſicherungsbeiträge,
auch der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe Liebenwerda als Sicherheit
zur Aufvechterbaltung der Zahlungen in gerechter Höhe vollkommen
vernichtet Wenn man mit den Aufgaben der Kaſſe aurh ſeeliſch
verbunden iſt und daran feſthält, daß der Verſicherte eben durch
den Beitrag bei eintretender Krankheit für dadurch notwendig
werdende finanzielle Auftwendungen und den Ausfall an Lohn
geſichert iſt. war es verzweifelnd mit angzuſehen, wie die entwertete
Unterſtützung auf den Empfänger wirkte. Die Aergzte waren
mit Leidtragende, durch den Streik haben ſie aber weiter nichts
erveicht, als die Lage des Kranken, ſoweit er Kaſſenmitglied war,
erheblich verſchlechtert. Wenn die Ortsausſchüſſe der Gewerk
ſchaften ühre zugetwieſenen Aufgaben meiſternd beeinfluſſen wollen.
müſſen ihre Mitarbeiter, die auch in den Organen der n
ka ſitzen, in ſtrenge Fichrung gebracht werden. Es iſt eine
volks wirtſchaftliche Aufgabe, durch Erhaltung der Geſundheit
Ausgaben zu vermeiden und S freude zu erhalten.

Falkenberg. Die Generalverſammlung der Partei
hat am Mittwochabend ſtattgefunden. Genoſſe Dietrich gab einen
Rückblick über das Jahr 1923. Seine Ausführungen wurden von
der Verſammlung gutgeheißen und mit Beifall aufgenommen.Die Vorſtandswahlen ergeben beine beſonderen Verſchiebungen.

Die Delegierten zum Unterbezirkstag wurden ebenfalls einſtimmig
gewählt, nachdem man vorher über die Haltung des „Volksbbatt
geſprochen hatte. Es kam in der Verſammlung zum Ausdrucck,
daß man mit der Schreibweiſe des Genoſſen Schulgz in dem letzten
Monat einverſtanden war. Einſtimmig beſchloß die Verſammlung,

die Delegierten auf dem Unterbezirkstag für den Genoſſen
ulz eintreten ſollen; doch find die Delegierten an dieſen Be

ſchluß nicht gebunden. Für das „Volksblatt“ wurden bei dieſer
Gelegenheit acht neue Leſer gewonnen. Die Wahl der Kom
miſſionsmitglieder in den zuſammengelegten Kommiſſionen der
Gemeinde wurde ebenfalls einſtimmig vorgenommen. Unter Ver
ſchiedenes kamen verſchiedene Gemeinde und Parteiangelegen
heiten zur Sprache. Die Verſammlung wurde mit einem Hoch
auf die Partei geſchloſſen.

Grünewalde. Die Wohnungsnot iſt in der hieſigen Gemeinde
faſt unvermindert groß. Die Wohnungskommiſſion, welche wohl eine
der undankbarſten Aufgaben in der gemeindlichen Wobhlfahrtspflege
zu erfüllen hat ſtellte in ihrer letzten Sitzung, trotz der ſtattgehabten
über 100 Wohnungsvermittelungen, dieſen Tatbeſtand feſt. Der Bau
tätigkeit muß darum die größte Förderung zu teil werden. Zahl-
reiche Bauluſtige ſind vorhanden, doch mangeit es an baureifem Vand.
Die Erſchließung von Bauland durch Anlage von Straßen auf dem
ſogenannten „Berg“ iſt eine Aufgabe welcher die Gemeinde das größte
d eſſe entgegenbringen muß. Die Vorarbeiten hierfür ſind im

Mansfelder Lande.
Eisleben, den 28. Januar 1924.

Unterbezirks- Konferenz Mansfkeld.
Am geſtrizen Sonntag tagte im kleinen Volkshausſaal die

außerordentliche Unterbezirkskonfereng für den Begirk Mansfeld.
Der Vorſitzende Genoſſe Böttge eröffnete die von den Partei
genoſſen ſtarkbeſuchte Tagung mit begrüßenden Worten, wies auf
die hohe Bedeutung dieſer Konferenz hin und gab ein Schrerben
bekannt, in dem gegen die Delegiertenwahl in der Ortsgruppe
E:sleben Cinſuruch erhoben wird.

Genoſſe Hugo Saupe (Leipgig), der frühere politiſche Re
dakteur der Sfelder Volkszeitung“, unterzog ſodann in ein
ſtündiger Rede die politiſchen und wirtſchaftlichen Vorgänge der
letzten Zeit ſowie die Haltung der Mehrheit der Reichstagsfraktion,
von der er ſagte, daß ſie von verhänqnisvollſter Wirkung geweſen
ſei, einer eingehenden Unterſuchung. Mit größter Aufmerkſamkeit
wurden die ſachverſtändigen Darlequngen über den großen Raub
zug, den die beſitzende Klaſſe namentlich ſeit der Ruhrbeſetzung auf
die Taſchen der Beſitzloſen betrieben, aufgenommen. Der Redner
unterzeg ſodann die Haltung der Fraktion zu dieſen Vorgängen
einer ſtreng ſachlichen Kritik, beſonders die Stellungnahme zum
Kabinett Cuno und die Koglitionspolitik mit allen ihren verhäng-
nisvollen Folgen. Unſere Aufgabe müſſe jetzt ſem, mit aller Kraft
dafür einzmtreten. daß die deutſche Sozialdemokraie
wieder auf den
ückkehre. Nur jo werde es möglich ſein, der engliſchen Ar
eiterpartei de Vorausſetzungen chaffen für eine Politik, die
m Jntereſſe des internationalen Proletariats liegt. Das Referat
vurde mit Beifall m fgenommen.
Der Gegenreferent Genoſſe Waentig (Halle) dankte eingangs

Ueberzeugung:

rer ebenfalls auf eine Stunde begrenzten Ausführungen dem
Genaſſen Saupe für die abjektive, vornehme Art der Darſtellung

An Kabinett der Großen K
wiß bedente das Ermächtigungsgeſetz eine ungeheure Belaſtung

oden des Klaſſenkampfes zu

der geſchichtlichen Vorgänge und prägiſierte ſodann die Stelkung
nahme derjenigen Genoſſen, die auf dem Boden der Fraktions-
mehrheit ſtchen. Er bedauerte, daß das Kabinet Wirth ſeinerzeit
auf Veranlaſſung der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion g.
ſtürzt worden ſei und verbreitete ſich ſodann insbeſondere über die
Erfolge der Koalitionspolitik, die in Preußen erzielt worden ſeien.
Mit dem Hinweis darauf betorrte er, daß der Eintritt in das

ition die einzige Möglichkeit war. Ge

für die Partei, und die Folgen ſeiner Annahme ſeien geradezu
verhängnisvoll. Die Folge ſeiner Ablehnung wäre aber die
Hinausdrängung aus der preußiſchen Stacutsgewalt und Auf-
richtung der Herrſchaft der Deutſchnationalen unter Führung des
Generals Gayl geweſen. Eine Kata ſtrophenpolitik müſſe unter
allen Umſtänden abgelehnt werden. Der deutſchen Arbeiterklaſſe
drohe ſonſt das Schickſal der franzöſiſchen Proletarier, die in
fortgeſetzten Revolutionskämpfen ſich verbluteten und damit der
Schreckensherrſchaft des Militarismus die Wege ebneten. Aus
allen dieſen Erwägungen trete er für die Fortführung der bis
jetzt von der Parteimehrheit betriebenen Politik ein. Auch dieſes
Referat wurde mit lebhaftem Beifall auf genommen.

zor Eintritt in die Diskuſſion entſpann ſich eine ziemlich aus
rotz Geſchäftsovdnungsdebatte, die ſich in der Hauptſache um

as Verlangen, dem Genoſſen Schulz (Halle) eine längere Rede-
zeit zu gewähren, drehte. Meinungsverſchiedenheiten entſtanden
ferner über die Stimmberechtigung einzelner Mitglieder des Unter
bezirksvorſtandes und eingelner Delegierter. Nach dem Bericht der
Mandatsprüfungskommiſſion ſollten anerkannt werden 20 gültige
Stimmen der Ortsgruppenvertreter und 9 Stimmen der Unter
bezirksvorſtandsmitglieder. Die Konfereng beſchloß, anzuerkennen,
daß m (Amsdorf) als ſtimmberechtigtes Mitglied
des Unterbezirksvorſtandes anzuſehen iſt, während dieſes Recht
dem Genoſſen Arndt (Hettſtedt), der ſeinerzeit als Agitations-
leiter für den Gebirgskreis in den Unterbezirksvorſtand auf-
genommen worden iſt, nicht zuerhannt wurde. Ein heißer Kampf
entſpann ſich ferner über die vier Eisleber Mandate, deren Gültig-
keit angefochten und verlangt wiurrde, daß, da Liſtenwahl vorge-
nommen wurde, jeder Liſte zwei Mandate zuſtehen. Aus dem
Abſtimmungsergebnis iſt zu erſehen, daß gerade dieſe vier Stimmen
einen ausſchlaggebenden Einfluß ausibbten. Die Konfereng erklärte
die Mandate der mit einer Stimme Mehrheit gewählten Eisleher
Genoſſen für gültig, die der Genoſſen von Wimmelburg und Woffe-
rode für ungültig. Als mit derſelben Mehrheit beſchloſſen wurde,
der Genoſſin Tondera (Helfta), die der vorige Unterbegzirstag
als Beraterin in Wohlfahrtsangelegenheiten aufnahm, Stimmrecht
zu erteilen, was man hinſichtlich des Agitationsleiters Arndt ab
lehnte, bemächtigte ſich der Konfereng eine außerordentlich ſtarke
Erregung, die ſo ſtark wurde, daß der Vorſitzende die Verhandbungen
auf kurze Zeit unterbrechen mußte. Einige oppoſitionelle Genoſſen
aus den Betrieben verließen unter Proteſt die Konfereng. Dem
Genoſſen Böttge gelang es jedoch mit Geſchick, die Gemüter bald
wieder zu beſänftigen, und die Verhandlungen nahmen dann einen J
weiteren ruhigen Verlbauf.

An der nunmehr einſetzenden eigentlichen Debatte über die
beiden Referate beteiligten ſich die Genoſſen Schulz, Kaſparek
und Dreſcher aus Halle, Glaubrecht (Eisbeben), Scholz
(Helbra) und Genoſſin Röpert (Halle). Jn Anbetracht der
vorgerückten Zeit mußten die re in die Rednerliſte ein
gegzeichneten Delegierten auf das Wort verzichten. Nach den
Schlußworten der Referenten ſchritt die Konfereng zur Abſtimmung
über zwei Entſchließungen, die von den Genoſſen Glaub
recht und Strauß eingebracht worden waren. Jn geheimer
Abſtimmung wurde mit 16 Stimmen folgende Entſchließumg an
genommen:

„Unbeſchadet der Stellung der Parteigenoſſenſchaft in den politi
ſchen Einzelfragen ſtellt ſich die Unterbezirkskonferens Mansfeld
im Jntereſſe der namentlich in Mitteldeutſchland ſtark gefährdeten
Einheit der Partei hinter Parteileitung und Reichstagsfraktion in
der Erwartung, daß beide Körperſchaften in kluger Abſchätzung der
tatſächlichen Kräfte des Proletariats ihr Möglichſtes tun werden,
um das Jntereſſe der ſchwer leidenden Arbeiter chaft wahrzu
nehmen.

Die Unterbezirkskonferenz Mansfeld mißbilligt die Maßregelung
des Genoſſen Schulz durch den Bezirksvorſtand. Die Unter-
bezirkskonferenz iſt vielmehr der Meinung, daß es nicht nur das
Recht, ſondern auch die Pflicht des politiſchen Redakteurs eines
Parteiorgans iſt, die Politik der Partei nach außen zu verte
und nicht den Gegnern das billige Vergnügen des Anblicks T

Parteizerrüttung zu geben.“ XFür die Entſchließung des Genoſſen GIaubrecht, in der die
Haltung der Fraktion namentlich zum Ermächtigungsgeſetz ver
urteilt und eine geradlinige Oppoſitionspolitik und aus dieſem
Grunde eine Aenderung der politiſchen Haltung des „Vobksblatt
verlangt wird, wurden 11 Stimmen abgegeben. Bei der Wahl
der Delegierten zum Bezirksparteitagg wurden abgegeben:
für Strauß (Eisleben) 19, Weiſe (Hettſtedt) 17, Zaber
(Gerbſtedt) 16, Köhler (Teutſchenthal) 13, Arndt (Hettſtedt)
und Spröte (Hettſtedt) je 11 Stimmen. Als Kandidaten zur
Reichstagswahl werden dem Bezirksparteitag vorgeſchlagen die ß
Genoſſen Fritz Kunert (Berlin), Frang Peters (Halle),
Richard Krüger (Merſeburg). Außerdem ſoll als Vertreter der P
Mansfelder Bergarbeiter entweder der Genoſſe Jahn oder Bauer
in Vorſchlag gebracht werden. Für den Reichsparteitag ſind vor
geſchlagen die Genoſſen Böttge und Müller (Eisleben). Da ein
Teil der Delegierten die Konferenz inzwiſchen verlaſſen hatte,
mußte der Punkt Gemeindewahlen von der Tagesordnung abgefſetzt
werden. Der Vorſitzende ſchloß ſodann mit einigen anfeuernden
Worten zu fernever Arbeit die Tagung. K.

Oeffentliche Volksverſammlung der VSPD. Die Ortsleitimg
der Partei hatte den Genoſſen Saupe, der das Referat über
die parteitaktiſchen Zeit- und Streitfragen auf der Mansfelder
Untecrbezirkskonferengz bielt, als Redner zu einer am Abend vorher
abgehaltenen öffentlichen Volksverſammlung gewonnen. Die Be-
fürchtung einiger Genoſſen, daß die Kommuniſten die Verſamm-
lung für ibre augenblicklich mit verſtärktem Radau betriebene
Hetzpropaganda weidlich ausnützen würden, hat ſich erfreulicher
weiſe nicht erfüllt. Trotz erkennbarer Störungsabſichten mußten
ſich die kommuniſtiſchen Ortsgrößen damit abfinden, daß Benoſſ
Saupe ſein aqusgegeichnetes, in formvollendeter Weiſe vorgetragenes
Referat über des Thema: „Die Schickſalsſtunde der Arbeiterſchaft“
ohne die geringſte Störung halten konnte, ein Beweis, daß er ſich
trotz kommuniſtiſcher Verunglimpfung des Vertrauens der Mans-
felder Arbeiterſchaft erfveut, die ihn einſt als ihren Führer verehrt
hat. Genoſſe Saupe knüpfte an die Vorgänge beim Kapp-Putſch
an, die gezeigt haben, was es bedeutet, wenn die Arbeiterſchaft in
ſich feſt geſchloſſen daſteht. Heute haben vom nackteſten Partei
ogoismus befallene Klaſſengenoſſen alles zerſchlagen. de hat
nicht, wie vor drei Jahren, die Mansfelder Arbeiterſchaft, ſonde
das immer mächtiger geworden Großkapital die Macht. Jn
chronologiſcher Folge zeichnete der Redner dann ein Bild von der
wirtſchaftlichen und politiſchen Lage und unterſuchte dann die
Möglichkeiten, die gegeben ſind, um dem Diktat des immer mächti
er werdenden Unternehmertums zu trotzen. Mit erfreulicher

Klarheit zog er, nach eingehender Beſprechung der ſächſiſchen Ve
hältniſſe den Trennungsſtrich zwiſchen uns und der Kommuniſti
ſchen Partei. Mit Leuten, die ſich die Zertrümmerung der VSPD
zur erſtrebenswerteſten Aufgabe geſtellt haben, gebe es beine Bünd
nismöglichkeiten. Wenigſtens ſolange nicht, als nicht die deutſchen
Kommuniſten ebenſo umlernen wie ihr in Moskau eben ver
ſtorbener Vorkämpfer Lenin. Nur einer geeinigten Arbeiterklaſſ
wird es möglich ſein, dem Anſturm der Bourgeoiſie wirkſam ent
gegengzutreten. Jn der Ausſprache redeten zwei Eisleber in alt

hater Weiſe über alles Mögliche, an dem Partei und Gewer
chaften ſchuld ſein ſollen. Kurz vor Beendigung des Schluß
wortes kam eine ziemliche Erregung in die Verſammlung, her
vorgerufen durch einige notwendige Feſtſtellungen über die kom
muniſtiſche Führerdiktatur. Mit einer kräftigen Aufforderung
zur Einigkeit ſchloß der Vorſitzende die Kundgebung, die als ein
großer Erfolg unſerer Partei gebucht werden kann
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